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Sozialpass kommt

Endlich beschloss der Rat 
der Stadt Ende 2014 nach jahrelan-
gem Hin und Her, auch in Essen ei-
nen Sozialpass einzuführen. Der 
heißt nun „Teilhabekarte“ und soll 
allen Anspruchsberechtigten hel-
fen, die ihnen zustehenden Ermäßi-
gungen leichter in Anspruch neh-
men zu können. DIE LINKE hatte 
vor Jahren die Initiative ergriffen 
und zeigt sich nun hocherfreut über 
die Umsetzung (mehr dazu auf S.2).

Franken-Zockerei 
beenden

Böses Erwachen für die Stadt 
Essen und Kämmerer Lars Martin 
Klieve: Die Schweizer Zentralbank 
gab ihren Wechselkurs frei, und 
nun drohen der Stadt Essen aus ih-
ren Franken-Krediten Kursverluste 
in zwei- bis dreistelliger Millionen-
höhe. Der gerade erst verabschie-
dete Haushalt für 2015/2016 ist 
Makulatur, die Hoffnungen auf ei-
nen ausgeglichenen Haushalt rü-
cken in weite Ferne. Während im 
Sozialbereich, in der Kultur und im 
Sport jeder Cent dreimal umge-
dreht wird, werden hier Steuergel-
der in Millionenhöhe verbrannt. DIE 
LINKE sieht sich in ihrer Ablehnung 
riskanter Finanzgeschäfte bestätigt 
und fordert von Kämmerer Klieve 
ein schlüssiges Konzept zum Aus-
stieg aus spekulativen Geschäften.

Objektiv rechtswidrig

So nennt ein Gutachten das 
Verhalten von OB Reinhard Paß in 
der „Mailgate“-Affäre. Zuvor hatte 
bereits das Rechtsamt der Stadt 
auf Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
ähnliches ausgesagt. Im November 
hatte Paß als Sitzungsleiter im Rat 
zugelassen, dass der SPD-Frakti-
onsvorsitzende Marschan aus einer 
Mail zitierte, die persönlich an Bau-
dezernentin Raskob gerichtet war, 
um diese anschließend mit geziel-
ten Anwürfen zu diskreditieren. Wie 
Marschan an die Mail gelangt war, 
ist auch noch nicht aufgeklärt 
(mehr dazu auf Seite 2)

Ganze sechzehneinhalb Sei-
ten hat das Papier. Es ist mit sei-
nen vielen Spiegelstrichen nicht 
viel mehr als eine Stichwortliste. 
Der Zusammenhang, der sich aus 
einer politischen 
Zukun f t spe r s -
pektive für die 
nächsten Jahre 
ergeben wür-
de, fehlt. Mehr 
noch: Man hat 
nicht einmal ver-
einbart, über die 
Frage, wohin die 
Stadt will, zu re-
den. So kommt 
das von Ober-
bürgermeister 
Reinhard Paß 
(SPD) angescho-
bene Leuchtturmprojekt „Essen 
2030“ im gesamten Koalitions-
papier nicht vor. Es wäre aus LIN-
KER Sicht zwar kein Verlust, wenn 
das von Essener Konzernen mit 
800.000 Euro mitfinanzierte und 
stark beeinflusste Projekt im San-
de verliefe. Die Frage der Zukunft 
der Stadt müsste jedoch dringend 
diskutiert werden.
Als erstes „bekennt“ sich die Große 
Koalition zur Haushaltskonsolidie-
rung. Dabei will sie erklärtermaßen 
auch die „Einnahmesituation“ der 
Stadt beachten. Sie will also ver-
mutlich fortfahren mit Erhöhungen 
der Grundsteuer, der Volkshoch-
schulgebühren, der Eintrittspreise 
für Schwimmbäder usw., die zu 
weiteren Belastungen der Einwoh-
nerinnen und Einwohner führen.
Gleichzeitig will sie mittelfristig die 
Kommunalsteuern senken – wo-
bei konkret nur die Senkung der 
Gewerbesteuer ab 2020 genannt 
wird. Ein Schelm, wer Böses dabei 
denkt! Es geht um ein Versprechen 
an die Essener Konzerne, die sich 
trotz hoher Profite ohnehin immer 
mehr aus der Mitfinanzierung der 
Stadt verabschiedet haben. Es 

C e n t e r 
E s s e n 
e i n e 
„steigen-
de Integ-
r a t i o n s -
q u o t e “ 
im ersten 
A rbe i t s -
markt be-
scheinigt. 

Tatsächlich 
hat das Job-

Center, das 
auf Beschluss 

des Rates in al-
leiniger Regie der 

Stadt geführt wird, 
seit Jahren die „rote 
Laterne“ bei den 
Vermittlungen. Das 
Problem der Lang-
zeiterwerbslosigkeit, 
bei dem inzwischen 
sogar die Handwerks-
kammer kommunale 

Konzepte fordert, kommt nicht vor. 
Es wäre dringend, über Möglichkei-
ten zur öffentlichen, kommunalen 
Beschäftigung zu sprechen. 
Immerhin ein Ziel der SPD ist ent-
halten: die „Teilhabekarte“, von der 
Ratsfraktion DIE LINKE vor Jahren 

als „Sozialpass“ ins Ge-
spräch gebracht.
Zur „Integration“, eben-
falls eins der großen 
Zukunftsthemen einer 
Stadt, in der weit mehr 
als jeder vierte Einwoh-
ner und jede 
vierte Einwoh-
nerin einen 
Migrationshin-
tergrund hat, 
finden sich wieder nur 
Allgemeinplätze. Man 
will Sprachförderung. 
Will man aber auch die 
Muttersprache fördern 
– was pädagogisch 
wichtig wäre – oder 
nur Deutsch? Das vom 
Rat lange beschlosse-
ne „Welcome-Center“ 
wird in den Zusammen-
hang der Wirtschafts-
förderung gestellt und 
auf Fachkräftesiche-
rung zugespitzt – für 
alle soll die „Willkom-
menskultur“ anschei-
nend nicht gelten.

Von Gro-
ßer Koa-
lition woll-
ten SPD 
und CDU im 
Rat zunächst 
nicht reden, 
als sie kurz nach der 
Kommunalwahl eine „dauer-
hafte Zusammenarbeit“ vereinbarten. Ein 
halbes Jahr nach der Kommunalwahl, am 28.11.2015, 
legten die beiden Parteien dann aber doch ein Papier vor, 
das die Überschrift „Koalitionsvereinbarung“ trägt. Wer 
jedoch erwartet hat, nach fast sechs Monaten gemein-
samer Diskussion müssten etliche Zukunftsideen für die 
Stadt Essen und vor allem auch konkrete Vorschläge für 
ihre Umsetzung herauskommen, wird bitter enttäuscht. 

Entsprechend fehlt 
die kontrovers diskutierte Frage 

der Unterbringung von Flüchtlin-
gen komplett, während die CDU 
das Ziel der Förderung von Eliten, 
z.B. durch die Internationale Schu-
le oder ein „internationales Abitur“, 
unterbringen konnte.
Die Große Koalition will die Wirt-
schaftsförderung stärken, Wohn- 
und Gewerbeflächen aktivieren und 
auch einen integrierten Verkehrs-
plan. Das ist eine Forderung, die 
ebenfalls DIE LINKE und die Grünen 
in den letzten Jahren immer wieder 
in die Diskussion gebracht haben, 
teils gegen heftige Widerstände. 
Umweltpolitische Ziele gibt es an-
sonsten nicht.
Und dass sie sich nicht entschei-
den kann, macht die Koalition 
selbst deutlich, wenn sie „Essen 
als Energie- und Medienstandort, 
Bildungsstandort, als Einkaufsstadt 
sowie Finanzzentrum … und Ge-
sundheitsstandort stärken“ will. Ein 
solches Sammelsurium schreibt 
nur auf, wer keine belastbaren Ziele 
hat – wobei Essen als „Finanzzent-
rum“ mal was Neues wäre.
Faktisch läuft die Koalitionsverein-
barung auf Erhalt und Verwaltung 
des Status Quo hinaus, nur das 
reicht nicht, schon gar nicht ohne 
Bürgerbeteiligung. Die kommt 
ebenfalls nicht vor, obwohl es eine 
der wichtigsten Zukunftsfragen ist, 
wie der Dialog zwischen Verwal-
tung, Politik und Einwohnerinnen 
und Einwohnern geführt werden 
kann. „SPD und CDU streben auch 

zukünftig eine 
moderne, ef-
fiziente und 
b ü r g e r n a h e 
Verwaltung an 

…“, so heißt die einzige Stelle, in 
der darauf Bezug genommen wird.
Dabei hätte eine Aufarbeitung der 
letzten Jahre einiges gebracht. 

Es gab mehrere große Bürgerent-
scheide, die teilweise politische 
Entscheidungen der jeweiligen 
Ratsmehrheiten korrigieren konn-
ten. Immerhin, SPD und CDU „ste-
hen zur Messe Essen als wichtiger 
Wirtschaftsfaktor in unserer Stadt“ 
– und wollen bestimmte Entwick-
lungen anscheinend schlicht nicht 
zur Kenntnis nehmen. Man kann 
gespannt sein, ob diese magere 
Grundlage für eine Koalition wirk-
lich sechs Jahre hält.

Von Wolfgang Freye

Alles Wurst?
GroKo Essen:

und politische Ein-
flussmöglichkeiten weiter 
eingeschränkt würden.
Während CDU-Fraktions-
vorsitzender und OB-Kan-
didat Thomas Kufen sich 
gerne mit dem Ziel einer 
„umfassenden Aufklä-
rung“ brüstet, werden die 
skandalösen Verhältnisse 
bei den Entsorgungsbetrie-
ben (EBE) mit keinem Wort 
erwähnt. Wie soll ein „System 
EBE“ zukünftig verhindert wer-
den? Dazu herrscht Funkstille.
Eine „soziale Stadt“ war im Kom-
munalwahlkampf noch das Ziel der 

SPD. In der 
Koa l i t i ons -
vereinbarung 
sind dem 
Thema „Ar-
beit“ ganze 
29 Zeilen und 

dem Thema „Soziales/Gesundheit“ 
15 Zeilen gewidmet. Sicher, es gibt 
noch das Kapitel „Gute Bildung von 
Anfang an“, das auch den Kampf 
gegen Kinderarmut benennt. Trotz-
dem verblüfft es, wie wenig von 
Kernaussagen der SPD übrig ge-
blieben ist.
Dabei wird ausgerechnet dem Job-

wundert schon, dass die SPD sich 
darauf eingelassen hat.
Überraschend naiv ist der auch 
vom Oberbürgermeister in seiner 
Haushaltsrede Ende letzten Jahres 

erweckte Eindruck, die 
Stadt könne 
sich durch 
Kür zungen 
oder Gebüh-
renerhöhun-
gen allein 
aus dem 
Schuldenloch von über 3 
Milliarden Euro „retten“. 
Dabei sind gerade die 
Städte des Ruhrgebiets 
durch hohe, notwendige 
Sozialausgaben als Folge 
des Strukturwandels und 
der damit verbundenen 

Armut in der „Schuldenfalle“. Da 
werden sie nicht 
ohne Bundeshilfe 
und ohne kommuna-
le Finanzreform he-
raus kommen. Dazu 
findet man jedoch 
nichts.
Deutlich wird die 
Vereinbarung in der 
Absicht, die Beteili-
gungsgesellschaften 
zu reduzieren. Was 
das konkret heißt, 
bleibt im Dunkeln. 
So kann man sich 
durchaus vorstellen, 
Aufgaben der zur-
zeit 60 städtischen 
GmbHs oder AGs 
zusammenzufassen 
oder wieder in die 
Verwaltung zu inte-
grieren. Doch hier 
geht es in die andere 
Richtung: SPD und 
CDU erwägen die 
Ausgliederung städ-
tischer Immobilien 
in die Allbau AG, wo-
durch Transparenz 

Soziales 
Kernthema der SPD 

„unterbelichtet“

Keine Zukunft 
ohne Beteiligung

Keine Idee, keine Vision, keine Ahnung:
Durchwurstelei als Konzept

Wolfgang Freye ist für 
DIE LINKE im Planungs-
ausschuss der Stadt 
Essen
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Hausaufgaben der Verwaltung gemacht?

Flächendiskussion ergibt viele 
offene Fragen

von Thorsten Jannoff und 
Wolfgang Freye

Die Verwaltung will neue Wohn-, 
Gewerbe- und Industrieflächen er-
schließen und hat dazu Flächen von 
knapp 55 Hektar für „Wohnen“ und 82 
Hektar für „Gewerbe/
Industrie“ in die Dis-
kussion gebracht. Von 
diesen Flächen sind gut 
90 Hektar Grün- und 
Freiflächen, Ackerland 
und Kleingärten. Viele 
davon gehören zu Land-
schaftsschutzgebieten. 
Deshalb stellen sich der 
Ratsfraktion DIE LINKE 
viele Fragen – etwa die, 
ob die Stadt ihre Haus-
aufgaben in Sachen 
nachhaltiger Flächen-
entwicklung gemacht 
hat.

Dazu lohnt sich ein Blick 
in die Ziele des „Stadt-
entwicklungsprojektes Essen 2015+“, 
die vor acht Jahren veröffentlicht wur-
den. Dort werden bei den Gewerbeflä-
chen als Handlungsansätze und Ziele 
festgestellt, dass „auf der Grundlage 
der gegenwärtig bekannten Reserve-
flächen … auf eine Ausweisung von 
neuen Industriegebieten verzichtet 
(wird).“ Und: „Die ausgewählten Wirt-
schaftsflächen sind zu optimieren 
(qualifizieren, nachverdichten und ge-
stalten).“

Ist das in ausreichendem Maße pas-
siert, so dass auf Eingriffe in Grün-
flächen verzichtet werden kann? 
Zwar gibt es die Aussage, dass in den 
nächsten Jahren 125 Hektar zur Ver-
fügung stehen werden, ein großer Teil 
auf den ehemaligen Bergbauflächen 
Emil Emscher/Hafen Coelln bzw. der 
„nationalen Kohlereserve“. Eine kon-
krete, aktuelle Bestandsanalyse und 
eine Übersicht über das, was in den 

letzten Jahren passiert ist, fehlt in der 
Vorlage für den Planungsausschuss 
jedoch. Welche der vor acht Jahren 
schon angedachten Flächen sind mitt-
lerweile optimiert worden und welche 
nicht? Warum ist z.B. nicht mehr im 
Krupp-Gürtel möglich, für den seit 

über 10 Jahren ein 
Masterplan vorliegt.

Auch für die Wohn-
flächen wurden im 
„Stadtentwicklungs-
projekt 2015+“ vor 
acht Jahren als Hand-
lungsansätze als Zie-
le genannt, bereits 
bebaute Reserven 
zu aktivieren, das 
Flächenmanagement 
zu intensivieren und 
ähnliche nachhaltige 
Maßnahmen. Auch 
dazu wäre es interes-
sant zu wissen, was 
daraus geworden ist. 
Stattdessen gibt es 

nur eine pauschale und nicht aufge-
schlüsselte Liste, aus der nach Bezir-
ken gegliedert hervorgeht, in welchem 
Bezirk eine Über- oder Unterdeckung 
an für Wohnbebauung geeigneten Flä-
chen da ist.

Fest steht, dass sich die Verwaltung 
nicht systematisch mit der Frage der 
Umnutzung oder des Umbaus von 
bereits bebauten Flächen befasst. 
Hierzu heißt es in der Verwaltungsvor-
lage vielmehr: „Reserven können sich 
immer, aber nicht planbar, aus Umbau 
im Bestand ergeben.“ Nicht planbar? 
Das neue Viertel am Niederfeldsee 
in Essen-Altendorf, wo die städtische 
Allbau AG 180 veraltete Wohnungen 
abgerissen hat und 60 hochwertige 
neue mit viel Grün gebaut hat, wäre 
ohne Planung auch nichts geworden. 
Geplant wurde auf Grundlage des Bun-
desprogramms „Stadtumbau West“ 
– und ohne das wäre nichts passiert. 

Thorsten Jannoff ist Ge-
schäftsführer der Frakti-
on DIE LINKE im Rat der 
Stadt Essen

Obwohl es in der Zwi-
schenzeit zwei deftige 
Klatschen für ihn und den 
Oberbürgermeister ge-
geben hat. So stellte das 
Rechtsamt der Stadt auf 
Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE fest, dass die Fra-
gen von Herrn Marschan 
nicht zulässig waren, weil 
sie privatrechtlicher Na-
tur waren. 
Ein Rechtsgutachten des 
Ver waltungsrecht lers 
Achelpöhler, das die Grü-
nen in Auftrag gegeben 
haben, kommt zu dem 
Schluss, dass „der OB ob-
jektiv rechtswidrig gehan-
delt“ hat.
Was war passiert? In der 
Ratssitzung Ende No-
vember zitierte Rainer 
Marschan öffentlich aus 
einer Mail, die die grüne 
Ratsfrau Christine Müller-
Hechfellner persönlich 
an Baudezernentin Si-
mone Raskob gesendet 
hatte. Außerdem stellte 
er Fragen dazu, die sie 
in ein schlechtes Licht 
rücken sollten. Oberbür-
germeister Paß hätte sich 

als oberster Dienstherr 
schützend vor die Baude-
zernentin stellen und die 
Beantwortung der Fragen 
zurückweisen müssen. 
Das tat er aber nicht und 
verletzte damit seine 
Fürsorgepflicht und das 
Prinzip des einheitlichen 
Handels der Verwaltung. 

Das ist keine Petitesse. 
Denn das einheitliche 
Handeln soll dafür sor-
gen, dass der Oberbür-
germeister und seine 
Dezernent*innen mög-

lichst reibungslos zum 
Wohle der Stadt zusam-
men arbeiten. Solche 
tiefen Vertrauensbrü-
che belasten aber diese 
Zusammenarbeit zum 
Schaden der Stadt. Und 
es bleibt der schale Ein-
druck, dass Frau Raskob 
an den Pranger gestellt 
werden sollte, weil sie 
den Grünen nahesteht, 
die jetzt in der Opposition 
sind. Im selben Zeitraum 
kamen auch die Vorwürfe 
um die Entwässerung im 
Essener Süden und die 
wilden Spekulationen um 
einen Baustopp auf, die 
sich größtenteils in Luft 
aufgelöst haben.
Nach wie vor ist unge-
klärt, wie die politisch 
brisante Mail aus einer 
internen Verwaltungsstel-
le an die SPD-Fraktion 
weitergeleitet werden 
konnte. Eine Anfrage der 
Ratsfraktion DIE LINKE an 
den Oberbürgermeister 
von Anfang Januar dazu 
wurde bis heute noch 
nicht beantwortet.

Thorsten Jannoff

„Mailgate“-Affaire der SPD

Klatsche für Paß 
und Marschan

In der Ratssitzung im Januar war die „Mailgate“-Affäre der SPD wieder 
auf der Tagesordnung. OB Reinhard Paß fehlte dort wegen Krankheit. Lei-
der hielt es der SPD-Fraktionschef Rainer Marschan nicht für nötig, sich 
für seinen Auftritt in der Ratssitzung im November zu entschuldigen.

Nach der Anti-HoGeSa-Demo:

Kufen stellt sich quer
CDU-Chef gegen Bündnispolitik von „Essen stellt sich quer“

Von Gabriele Giesecke

Der Sozialpass wird end-
lich eingeführt. Bis zum 
Sommer 2015 soll die Ver-
waltung alles dafür vorbe-
reiten. Dies beschloss der 
Rat der Stadt Ende letzten 
Jahres nach jahrelangem 
Hin und Her. DIE LINKE 
begrüßt diesen Beschluss 
sehr, denn er geht auf ihre 
Initiative zurück. Das LIN-
KE Anliegen wurde von 
der SPD unter dem Namen 
„Teilhabekarte“ aufgegrif-
fen, damit war der Weg zu 
einer Ratsmehrheit frei.
Bezieherinnen und Bezieher von 
Sozialleistungen können mit der 
Teilhabekarte die ihnen zuste-
henden Ermäßigungen leichter 

in Anspruch 
nehmen, ohne 
immer wieder 
ihren Leistungs-
bescheid vorle-
gen zu müssen. 
Damit wird die 
Hemmschwelle 
gesenkt, sich 
gesellschaftlich 
zu beteiligen. 
Außerdem wirkt 
es der Stigma-
tisierung entge-
gen.
Profitieren wer-
den nicht nur die 
rund 83.000 Hartz4-Leistungs-
berechtigen, sondern zusätzlich 
die Menschen, die Grundsiche-
rung im Alter, Wohngeld oder 
Kindergeldzuschlag erhalten. 

Damit erweitert 
sich der Kreis der 
Anspruchsberech-
tigten der Teilha-
bekarte auch auf 
Menschen, die zu 
niedrigen Löhnen 
arbeiten müssen 
oder nur Teilzeit-
beschäftigungen 
finden.
Während in an-
deren Städten im 
Ruhrgebiet wie Bo-
chum, Dortmund 
oder Oberhausen 
schon seit Jahren 

die Ausgabe von Sozialpässen 
Standard ist, tat sich Essen 
ausgesprochen schwer. Nicht 
nur DIE LINKE, sondern auch 
der DGB und einige Selbstorga-

Großer Erfolg für LINKE Politik

Sozialpass endlich auf dem Weg!

Wo sich Fuchs und Kuh 
„Gute Nacht“ sagen

Ehemaliges Kutel-Gelände in Fischlaken ungeeignet für Flüchtlinge

Ab Winter 2015 wird eine Erstaufnahme-Einrichtung für Flüchtlinge des Landes NRW in Es-
sen in Betrieb genommen. DIE LINKE hält das ehemalige Kutel-Gelände in Fischlaken immer 
noch für völlig ungeeignet für eine Dauerunterbringung von Flüchtlingen. Die Flüchtlinge 
in der Landeserstaufnahme sollen aber nur wenige Wochen dort bleiben und werden dann 
in anderen Kommunen in NRW untergebracht. Während Flüchtlinge dort, wo sie dauerhaft 
wohnen, Einkaufsmöglichkeiten, Anschluss an öffentliche Verkehrsmittel und die Nähe zu 
Schulen für die Kinder brauchen, ist dies in der Erstaufnahme nachrangig.

Die Unterbringung von bis zu 800 Menschen auf 
dem abgelegenen Gelände sieht DIE LINKE al-
lerdings nach wie vor kritisch. Umso wichtiger 
ist es, dass die Einrichtung hohe Qualitätsstan-
dards erfüllt. Dafür hat sich DIE LINKE bereits 
Herbst stark gemacht und mit dafür gesorgt, 
dass der Rat der Stadt dieses Anliegen mit 
großer Mehrheit unterstützte. Die öffentliche 
Berichterstattung über zum Teil skandalöse 
Zustände in Landeseinrichtungen für Flüchtlin-
ge setzten dann die Landesregierung so unter 
Druck, dass es zu einem Umdenken kam. So 
wird die Einrichtung in Essen nach erhöhten 
Qualitätsstandards gebaut werden.
Die Erstaufnahme für Flüchtlinge in Essen wird 
so zu einer „Piloteinrichtung“. Geplant ist ein 
verbessertes Raumangebot, z.B. durch Ge-
meinschaftsflächen, geschlechtergetrennte 
Aufenthaltsräume und Spielflächen für Kinder. 
Die Erdgeschossflächen werden barrierefrei er-
richtet. Insgesamt wird der Bau der Einrichtung 
rund 32,9 Millionen Euro kosten. Diese Kosten 

bekommt Essen im Rahmen eines Mietvertrages 
über 25 Jahre von der Landesregierung refinan-
ziert.
Auch wenn die Flüchtlinge voraussichtlich nur 
kurz in Essen sind, ist es doch wichtig, dass sie 
durch die Bevölkerung unterstützt werden. In 
Werden haben sich deshalb bereits Menschen 
zusammengefunden. Die Initiative trifft sich 
regelmäßig und hält auch Kontakt zur Stadt-
verwaltung, um sich über den Planungsstand 
zu informieren. Im Opti-Park in der Innenstadt, 
wo aktuell etwa 300 Flüchtlinge durch das Land 
untergebracht sind, ist besonders die ehrenamt-
lich betriebene Kleiderkammer eine wichtige 
Hilfe. Dies bestätigt auch Pro Asyl/Flüchtlings-
rat Essen, die regelmäßig Beratungen zu Asyl-
verfahrensfragen in der Unterkunft anbietet.
DIE LINKE hat bereits eine regelmäßige Bericht-
erstattung im Sozialausschuss angemahnt, um 
die Einhaltung der Zusagen des Landes und der 
Stadt für die Flüchtlinge sicherzustellen. 

Gabriele Giesecke

Von Thorsten Jannoff

Nur vier Tage nach der 
großen Demonstration ge-
gen Rechts am 18. Februar 
2015 stellte der CDU-Frak-
tionsvorsitzende und OB-
Kandidat Thomas Kufen die 
Bündnispolitik in Frage, die 
erst zu diesem Erfolg beige-
tragen hat. Natürlich tat er 
das auch mit Blick auf die 
Oberbürgermeisterwahl im 
Herbst und zur Beruhigung 
des konservativen Flügels 
innerhalb der CDU. Trotz-
dem war es ein Affront 
gegen das Bündnis „Essen 
stellt sich quer“, ohne das 
diese Demonstration nicht 
zustande gekommen wäre.

Die Demonstration gegen HoGe-
Sa war ein beeindruckender Pro-
test über alle weltanschaulichen 
und religiösen Grenzen hinweg 
für ein friedliches Zusammen-
leben aller gesellschaftlichen 
Kräfte. Und bei 180 Organisa-
tionen, die aufgerufen hatten, 
musste doch jede beteiligte Or-
ganisation die eine oder andere 

aushalten, die ihr nicht sonder-
lich nahesteht. Ausgrenzung 
schadet jedenfalls dem gemein-
samen Anliegen, faschistische 
und rassistische Bewegungen 
zu bekämpfen. Das lehrt uns die 
Geschichte.

DIE LINKE fordert dazu auf, Ge-
dankenspiele über eine gegen-
seitige Ausgrenzung zu unter-
lassen. Stattdessen wird es Zeit, 
dass die Ratsfraktionen endlich 
gemeinsam ein städtisches Ak-
tionsprogramm gegen Rechts 
auf den Weg bringen und eine 
Antidiskriminierungsstelle bei 

der Stadt einrichten. Diese kann 
auch helfen, Aktivitäten gegen 
Rechtsextreme zu koordinieren. 
Das fordert DIE LINKE schon 
lange. Denn die Stadt Essen 
hat einigen Nachholbedarf, was 
kommunale Aktivitäten gegen 
Rassismus und Rechtsextre-
mismus angeht. Beispielsweise 
gibt es in Dortmund seit Jahren 
eine vom Rat beschlossene und 
initiierte „Koordinierungsstelle 
für Vielfalt, Toleranz und Demo-
kratie – Gegen Rechtsextremis-
mus, Fremdenfeindlichkeit und 
Antisemitismus“ und eine auch 
vom Land geförderte Beratungs-

stelle. Auch Düsseldorf und Köln 
sind besser aufgestellt.
DIE LINKE tritt dafür ein, bereits 
bestehende Bündnisse wie „Es-
sen stellt sich quer“ besser zu 
unterstützen. Schließlich gab es 
solche Plattformen bereits, als 
die CDU das Thema noch nicht 
für sich entdeckt hatte, sondern 
zu denen gehörte, die selbst Vor-
urteile und Ressentiments gegen 
Zuwandernde schürte, und zum 
Teil heute noch schürt. Deshalb 
ist es unredlich, wenn die CDU-
Oberen sich jetzt als die bes-
seren Demokraten darstellen 
wollen.

Gabriele Giesecke ist Vor-
sitzende der Fraktion DIE 
LINKE. im Rat der Stadt 
Essen

nisationen von Sozialleistungs-
beziehenden bohren seit Jahren 
„dicke Bretter“, um einen Sozial-
pass auch in Essen durchzuset-
zen.
Zu Beginn werden nur die bishe-
rigen Ermäßigungen bei Eintritts-
geldern, z.B. in Schwimmbäder 
oder die Gruga, bei der Nutzung 
der Bibliotheken oder von VHS-
Kursen, zusammengefasst. Ein 
erster und wichtiger Schritt, aber 
für DIE LINKE nur ein Anfang. 
DIE LINKE will die bestehenden 
Ermäßigungen erweitern. Dar-
über, was hier vorrangig ange-
gangen werden soll, wird sie in 
nächster Zeit mit Interessierten 
sprechen. Zunächst aber wird 
DIE LINKE weiter Druck machen, 
dass die Umsetzung so schnell 
wie möglich erfolgt. 

Foto: Stefan Dolge

Foto: Stefan Dolge
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und der Alten Hatzper Straße in 
Essen-Haarzopf.
Besonders kreativ war die Ver-
waltung also 
nicht, stellte die 
Ratsfraktion DIE 
LINKE denn auch 
im Planungsaus-
schuss fest. Die 
Planungsverwal-
tung setzt offen-
sichtlich darauf, 
zum Teil uralte 
Vorschläge mit 
der neuen Mehr-
heit der Großen 
Koalition nun 
durchsetzen zu 
können. Mit 59 
von 91 Stimmen 
mit Oberbürgermeister haben 
SPD und CDU fast eine Zwei-
Drittel-Mehrheit, sie können sich 
in den eigenen Reihen durchaus 
einige „Abweichler“ leisten, und 
haben trotzdem noch eine satte 
Mehrheit im Rat. Die Große Be-
tonkoalition wird geschmiedet!
Dabei sind die jetzt vorliegenden 
Vorschläge noch nicht einmal in 
der Verwaltung abgestimmt. 
Die genannte Liste wurde nur 
von der Planungsverwaltung mit 
Stadtdirektor Hans-Jürgen Best 
(SPD) an der Spitze erarbeitet. 
Gegen einen Teil der Flächen, 
z.B. die erwähnte Fläche an der 
Hatzper Straße, werden vermut-
lich auch das Umweltamt bzw. 
die Untere Landschaftsbehörde 
erhebliche Einwände haben. Der 
Erhalt von Frei- und landwirt-
schaftlichen Flächen ist ökolo-
gisch wichtig, ihre Zubetonie-
rung gefährdet womöglich die 

klimapolitischen Ziele der Sadt.
Andere Teile der Verwaltung 
sind von der Planungsverwal-

tung jedoch be-
wusst nicht in 
die Erarbeitung 
der Liste einbe-
zogen worden 
– vermutlich 
sollte niemand 
„reinreden“. Be-
mühungen der 
Fraktion DIE 
LINKE und der 
Grünen, ihre Be-
teiligung im Pla-
nungsausschuss 
durchzusetzen, 
wurden von der 
Mehrheit abge-

lehnt. Das soll später stattfin-
den, wenn sich die Große Koa-
lition ohne fachliche Beurteilung 
darauf geeinigt, wo „durchgezo-
gen“ wird.

Essen ist auf 
Platz 5 der dicht-

besiedelten Städte
Das Vorpreschen der Pla-
nungsverwaltung ist auch ver-
waltungsintern untragbar. Die 
Verwaltung geht in aller Regel 
nur mit intern abgestimmten 
Vorschlägen an die Beschluss-
gremien. Trotzdem hat Ober-
bürgermeister Reinhard Paß, 
der von der SPD frisch gekürt 
auch bei der kommenden Wahl 
wieder antreten darf, beim 
SPD-Parteitag am 5.2. 2015 die 
Planungsverwaltung und die 
möglichst rasche Ausweisung 
neuer Wohn-, Gewerbe- und 

Kaum war die Liste ver-
öffentlicht, gab es auch 
schon Protest. Zur Pla-
nungsausschusssitzung 
Mitte Januar hat die Pla-
nungsverwaltung eine 
Liste von 23 Flächen 
vorgelegt, auf denen sie 
Wohnbebauung für mög-
lich hält und 7 Flächen, 
auf denen Gewerbe oder 
Industrie angesiedelt 
werden sollte. 

Hintergrund sind Ermitt-
lungen des mittel- und länger-
fristigen Bedarfs in der Stadt Es-
sen. Das Flächenangebot neigt 
sich in absehbarer Zeit dem 
Ende zu, stellen die Wohnungs-
nachfrageanalyse der Firma 
INWIS von 2013 und eine Prog-
nose zur Gewerde- und Indust-
rieflächenentwicklung fest.
Der schlechte „Witz“ dabei: 
Fast alle jetzt vorgeschlagenen 
Flächen waren im Rahmen der 
Diskussion um den Regionalen 
Flächennutzungsplan vor ei-
nigen Jahren schon einmal im 
Gespräch. Sie wurden damals 
abgelehnt, weil es zum Teil hef-
tigen Protest der Umweltverbän-
de und in den Stadtteilen gab 
und sich im Rat daraufhin keine 
politischen Mehrheiten fanden. 
Darunter ist z.B. die allein 41,1 
ha große Kleingarten- und Land-
wirtschaftsfläche an der A 52 

Große Betonkoalition am Werk
Rück- und Umbau planen, statt Freiflächen zuzubauen

Industrie-Flächen ausdrücklich 
unterstützt.
Wie dabei mit Kritik umgegan-
gen werden soll, hat Planungs-
dezernent Best in der Internet-
Zeitung „Die Erle“ deutlich 
gemacht: Es dürften nicht die 
„… lautesten Schreihälse ent-
scheiden und Recht  bekom-
men“, sagte er dort. Und weiter: 
„Man lebe ja nicht im Urwald.“ 
Die Ratsfraktion DIE LINKE be-
zeichnete diesen Umgang mit 
zu erwartenden Diskussionen 
als „Armutszeugnis“. Wäre die 
Verwaltung schlau, würde sie 
selbst versuchen, die anste-
henden Planungen beteiligungs-
orientiert zu organisieren und 
wenigstens versuchen, in den 
Stadtteilen und mit den Um-
weltverbänden in einen Dialog 

einzutreten und einen Konsens 
zu finden.
Dies wäre umso wichtiger, weil 
es schließlich auch darum gehen 
muss, die klimapolitischen Ziele 
der Stadt selbst einzuhalten, die 
durch weite-
re versiegel-
te Flächen in 
Frage gestellt 
werden. Da-
rüber hinaus 
ist Essen 
nicht nur eine 
recht grüne 
G r o ß s t a d t , 
womit die die 
Stadtspitze 
gerne wirbt. 
Essen ist 
auch eine der 
am dichtes-

Stadtplanung:

Wolfgang Freye ist für DIE 
LINKE im Planungsaus-
schuss der Stadt Essen

ten besiedelten Städte Deutsch-
lands. Sie steht an fünfter Stelle, 
weit vor vergleichbaren Städten 
wie Duisburg oder Dortmund. 
Die Bevölkerung drängt sich in 
der Stadtmitte oder in Stadt-
teilen wie Altendorf, Holster-
hausen oder Kray auf engstem 
Raum.
Aus diesem Grunde ist aus Sicht 
der LINKEN der Schwerpunkt 
der weiteren Entwicklung auf 
die Nutzung bereits versiegelter 
Flächen zu legen. Stadtrückbau 
und Stadtumbau müssen viel 
stärker betrieben werden, das 
neue Stadtviertel am Nieder-
feldsee kann da durchaus Bei-
spiel sein. Angesichts von rund 
20.000 leerstehenden Wohnun-
gen müsste hier auch Potential 
vorhanden sein, das allerdings 
auch entwickelt werden müsste. 
Hierzu wäre ein entsprechendes 
Konzept notwendig.
Ein weiterer Punkt, den DIE 
LINKE schon in die Diskussion 
gebracht hat: Gerade die Ent-
wicklung von Gewerbe- und 

Industrieflä-
chen muss 
im dichten 
Ballungsraum 
Ru h r ge b i e t 
viel mehr als 
bisher in Ko-
operation mit 
den Nach-
b a r s t ä d te n 
e n t w i c ke l t 
werden. Auch 
hier gibt es 
viele unge-
nutzte Mög-
lichkeiten.

Fehlpass:

Postengeschacher 
bei der VHS?

Der Rat der Stadt bestellte in der letzten 
Sitzung Michael Imberg mit 25 Gegenstim-
men zum neuen Leiter der Volkshochschu-
le. Die Ratsfraktion DIE LINKE stimmte 
auch dagegen, weil es nicht einwandfrei 
ausgeschlossen werden konnte, dass bei 
der Stellenbesetzung in alter SPD-Traditi-
on die Nähe zum Oberbürgermeister wich-
tiger war als die Qualifikation. 

Michael Imberg war seit 2007 Referent für Kultur 
und Sonderprojekte im Büro von Oberbürger-
meister Reinhard Paß. Die VHS Essen als eine 
der größten Volkshochschulen in NRW sollte aber 

über eine Leitung mit wissenschaftlichem Studi-
um und Erfahrung in der Erwachsenenbildung ver-
fügen. Das legt das NRW-Weiterbildungsgesetz 
nahe, das eine pädagogische Fachkraft vorsieht, 
und so ist die bisherige Praxis auch in allen ande-
ren NRW-Städten. 
Die Stellenausschreibung wurde so schwammig 
formuliert, dass sie zum gewünschten Bewerber 
passte. DIE LINKE hatte bereits im Vorfeld Ober-
bürgermeister Paß aufgefordert, die Ausschrei-
bung im Sinne des Weiterbildungsgesetzes zu 
formulieren sowie die Fachausschüsse besser 
einzubinden. Leider ohne Erfolg.

Thorsten Jannoff  

Rang Stadt Einw. je km²
1. München 4.366
2. Berlin 3.801
3. Herne 3.100
4. Oberhausen 2.747
5. Essen 2.739
6. Stuttgart 2.730
7. Düsseldorf 2.707
8. Nürnberg 2.661
13. Köln 2.465
14. Hamburg 2.306
16. Duisburg 2.106
19. Dortmund 2.055
24. Mülheim/Ruhr 1.849

Von Wolfgang Freye

	 Von Ralf FischerJahrelange Man-
gelwirtschaft bei 
den Sport- und 
B ä d e r b e t r i e -
ben hatte für 
eine wahre 
Schließungs-
orgie bei den 
S p o r t a n l a -
gen gesorgt. 
Angesichts 
w a c h s e n -
den Wider-
stands kamen 
findige Köpfe 
zu Anfang des 
Jahrzehnts auf 
eine Idee, wie die 
Stadt trotz klammer 
Kassen den Breiten-
Fußballsport fördern 
könnte, ohne die Verei-
ne dauerhaft gegen sich 
aufzubringen: das 2:1-Prin-
zip.

In einem „historischen“ Kom-
promiss der Essener Politik mit 
den Sport- und Bäderbetrieben 
(SBE), dem Essener Sportbund 
(ESPO) und den Vereinen sollten 
die vorhandenen Investitions-
mittel neu verteilt werden. Zwei 
(oder mehr) Vereine sollten sich 
einen Sportplatz teilen, dafür 
bekämen sie einen Kunstrasen-
platz. Kriterien, in welchen Ligen 
die Mannschaften spielen, blie-
ben untergeordnet. Bevorzugt 
werden sollte, wer die Plätze mit 
vielen Mannschaften gut auslas-
tet, in der Jugendarbeit und der 
Förderung des Mädchen- und 
Frauenfußballs aktiv ist.
Nach langen und kontroversen 
Debatten nahmen viele Vereine 
den Kompromiss an. Schließlich 

Neues vom Sport

	 2:1-Prinzip endgültig tot?
könnten ihre Mitglieder 
die verletzungsträchti-
gen Ascheplätze hinter 
sich lassen. Der nicht 
mehr genutzte zweite 
Platz könnte Bauland 
werden und beim Verkauf 

gutes Geld bringen. Auch 
fielen dafür keine Unter-

haltskosten mehr an; die SBE 
könnten sparen, wie der Stadt-

kämmerer es wünscht. Eine Win-
win-Situation, sollte man meinen. 

Noch im Sportausschuss am 20. 
Januar 2015 lag die mit dem ESPO 

vereinbarte Liste der Vereine 
vor, die nach diesem Konzept 
bedacht werden sollten. 
Doch die Große Koalition kippte 
unverhofft die 2:1-Lösung. Nun 
werden in einigen Stadtteilen je-
weils zwei Rasenplätze angelegt, 
während Vereine anderswo leer 
ausgehen. Ratsleute von CDU 
und SPD begründen dies wieder 
mit den besonders zu fördern-
den Vereinen in der Bezirksliga. 
Auslastung und Jugendarbeit 
als Kriterien scheinen erledigt. 
Dies düpiert viele Vereine, die 

Stadtrückbau 
und Stadtum-
bau müssen 
viel stärker 
betrieben 
werden!

Offener Brief von Ruwa Dellwig und DJK Dellwig

Im November letzten Jahres wandten sich die Vereinsvorsitzenden 
von RuWa Dellwig, Lothar Krause, und DJK Dellwig, Pascal Doll, mit 
einem Offenen Brief an die Medien. Darin heißt es:

„Mit Verwunderung und Unverständnis haben wir die Ergebnisse und Mitteilungen 
der letzten Ratssitzung der Stadt Essen registriert. Die Vereine DJK Dellwig 1910 und 
RuWa Dellwig 1925 haben … der gemeinsamen Nutzung einer Sportanlage zuge-
stimmt. Der Politik und der SBE wird sogar die Entscheidung überlassen, an welchem 
Standort dies realisiert wird. (...) Wir haben unsere Verantwortung für die Verbesse-
rung der Sportinfrastruktur im Stadtteil Dellwig erkannt …

Nun sind andere dran, insbesondere die Parteien, Ihre Versprechen einzuhalten. 
Wir gehen so weit, dass wir diese getätigten Versprechen vehement einfordern. Die 
Politik ignoriert die Dellwiger Fußballjugend seit Jahren und schafft mit ihren … Bau-
entscheidungen … an allen Anforderungen vorbei moderne Kunstrasenspielfelder, 
oftmals sogar zwei an der Zahl. (…) Anstatt unseren Stadtteil aufzuwerten und damit 
den Kindern eine Perspektive zu bieten, wird eine bereits mit einem Kunstrasenspiel-
feld ausgestattete Anlage weiter ausgebaut und aufgewertet. Dies ist aus unserer 
Sicht nicht zu erklären und lässt unser Vertrauen in die Entscheidungsträger zum 
Nullpunkt sinken. (…) Wir sind es leid, hingehalten zu werden und als Spielball der 
Politik zu dienen. Wir fordern Antworten, Zeitpläne und klare Absichten.“ 

in jahrelanger Kleinarbeit ihre 
Mitglieder von der 2:1-Lösung 
überzeugt hatten. Der Eindruck 
wächst, hier ginge es um Wahl-
geschenke für Vereine, mit de-
nen manche im Rat besonders 
„dicke“ sind.
Herbert Bußfeld, sachkundiger 
Bürger für DIE LINKE im Spor-
tausschuss und langjähriger 
Vorsitzender der Seniorenab-
teilung des DJK Altenessen, will 
auf Nachfrage diesem Eindruck 
nicht widersprechen: „Ich bin 
mit keinem verschwistert, ich 

kann das sagen, auch wenn 
andere nicht den Mund aufma-
chen: Was hier mit den Vereinen 
gemacht wird, ist eine große 
Sauerei!“ Aus einer guten Idee 
zur Verteilung der begrenzten 
Mittel werde die „reine Willkür“. 
DIE LINKE, sagt er weiter, stehe 
zur 2:1-Lösung: „Wir fordern die 
Große Koalition auf, zu diesem 
vernünftigen Kompromiss zu-
rück zu finden.“

Ralf Fischer ist Mitglied im 
Kreisvorstand DIE LINKE. Essen
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Zur neuen ersten Vorsit-
zenden hat die Mitgliederver-
sammlung Erika Biehn gewählt. 
Zweite Vorsitzende ist die vor-
malige Schatzmeisterin Ange-
la Dolge. In Ihren Ämtern als 
Vorstandsmitglieder bestätigt 
wurden Carsten Dams, Stefan 
Dolge und – nach gesundheits-
bedingter Pause – der ehema-
lige zweite Vorsitzende Herwig 
Heupel. Neu im Vorstand sind 
Volker Kunick, zugleich auch 
Webmaster der BG45 und Ines 
Müller-Baumgarten, Rechtsan-
wältin und Fachanwältin für So-

Neue Wohnkosten für Hartz4-Berechtigte

BG45 – auf in ein neues Jahrzehnt Hartz4
Pünktlich zum Start ins 
elfte Geltungsjahr des 

Gesetzesmonsters „So-
zialgesetzbuch II“, auch 
Hartz4 genannt, hat der 

gemeinnützige Verein 
BG45-Hartz4-Netzwerk-
Essen e.V. turnusmäßig 
seinen neuen Vorstand 

gewählt. Darin finden 
sich bekannte Gesichter 

ebenso wie engagierte 
neue Mitstreiter. An der 
Ausrichtung des Vereins 

als Ansprechpartner 
für von Hartz4 betrof-

fene Menschen und als 
Netzwerkpartner für 

soziale, kirchliche und 
beratende Organisatio-
nen und Vereine ändert 

sich nichts.

zialrecht.
Der neue Vorstand 
freut sich auf eine 
kollegiale, effektive 
und für Mitglieder, 
Beratungssuchen-
de und Kontakt-
partner nützliche 
und erfreuliche 
Zusammenarbeit. 
Hierzu die neue 
erste Vorsitzende 
Erika Biehn: „Die 
BG45 setzt sich 
seit Jahren erfolg-
reich für die Rechte 
sozial benachteilig-
ter Menschen in Essen und  Um-
gebung ein. Dieses Engagement 
wollen wir fortführen und aus-
bauen.“
Das bekannteste Tätigkeitsfeld 
der BG45 ist die 
kostenfreie sozial-
rechtliche Beratung 
von Menschen im 
Hartz4- oder Sozi-
alhilfebezug. Hier 
kooperieren insgesamt drei 
Fachanwält*innen für Sozi-
alrecht mit ihren zusammen 
fünf Beratungsstellen, die an 
verschiedenen Wochentagen 
und Orten über das Stadtge-
biet verteilt als Einzelberatung 
stattfinden, mit der BG45. Be-
ratungsorte und Zeiten der 
Rechtsanwältin Müller-Baum-
garten sowie Rechtsanwälte 
Häußler und Dams findet man 
immer aktuell auf www.bg45.
de. Eine Besonderheit aller Be-
ratungsstellen ist, das namens 
der BG45 ausschließlich Fach-
anwältInnen für Sozialrecht be-
raten, die die Beratung immer 
persönlich durchführen.
Der Verein ist bestrebt, neben 
der Beratung nun auch den 

Vereinszielen der 
Information und 
Vernetzung zu einer 
stärkeren Wahrneh-
mung in Mitglied-
schaft, Presse und 
idealerweise auch 
der Politik und 
Verwaltung zu ver-
helfen. Erst alles 
gemeinsam macht 
den Verein aus.
Was war, ist Cha-
os. Was ist, ist 
Chaos. So könnte 
man böse die zehn 
Jahre zusammen 

fassen, die vergangen sind, seit 
der Gesetzgeber zum 1. Januar 
2005 durch das „Vierte Gesetz 
für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt“ (nach ihrem 

Namensgeber Peter 
Hartz „Hartz4“ ge-
nannt) das Arbeits-
losengeld II einge-
führt und so das 
ehemalige System 

aus Sozialhilfe und Arbeitslosen-
hilfe völlig umgekrempelt hat.
Vor lauter „Umkrempeln“ wur-
de leider ein für den Sozialstaat 
grundlegendes Gesetz mit hei-
ßer Nadel gestrickt und dabei 
die eine oder andere Masche 
fallen gelassen. Diese Maschen 
– um im Bild zu bleiben – ver-
suchen Gesetzgeber und So-
zialgerichtsbarkeit seit Jahren 
vergeblich aufzuheben. Über 
sechzig Gesetzesänderungen 
und unzählige Grundsatzurteile 
hat es seit der Einführung des 
Sozialgesetzbuches II gegeben. 
Trotzdem ist das Gesetz weit 
davon entfernt, handhabbar 
und eindeutig zu sein. Unzählige 
Grundsatzfragen kommen stän-
dig neu auf, Rechtssicherheit für 

Betroffene muss ständig über 
Jahre erneut erkämpft werden. 
Solche Unsicherheiten darf es 
in einem so sensiblen Bereich 
nicht geben. Nicht für Betroffe-
ne, deren Anspruch auf Existenz 
sichernde Leistungen von der 
Rechtslage abhängt. Nicht für 
Mitarbeiter*innen der JobCen-
ter, die täglich 
mit einem ver-
korksten Gesetz 
arbeiten müssen. 
Auch nicht für an-
waltliche und an-
dere Beratende, 
die bestrebt sind, rechtssichere 
und zutreffende Auskünfte zu 
erteilen. Die zutreffende Gewäh-
rung des soziokulturellen Exis-
tenzminimums ist sozial- und 
rechtsstaatliche Grundpflicht. 
Beliebigkeit geht hier nicht. Das 
muss besser werden!
Wird es besser? Zweifelhaft. 
Derzeit ist das „Neunte Gesetz 
zur Änderung des zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch“ in Pla-
nung. Nach Empfehlungen ei-

ner Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
wird es dabei hauptsächlich um 
eins gehen: Verwaltungsverein-
fachung.
Dass Verwaltungsvereinfachung 
die Gerechtigkeit nicht fördert, 
sieht auch Heinrich Alt, zustän-
diger Vorstand der Bundesagen-
tur für Arbeit. Er hält Vereinfa-

chung für angebracht 
und sagt hierzu: 
„Wenn wir es einfacher 
machen wollen, wird 
es sicher auch wieder 
etwas ungerechter 
werden. Aber wenn wir 

nicht bereit sind zu etwas mehr 
Ungleichheit, wird das System 
so komplex bleiben.“ Dazu fällt 
nahezu nichts mehr ein. Ziel: 
Ungerecht aber einfach?! Das 
spricht für sich.
Da bleibt beratenden Verei-
nen nur eins: Solange es noch 
so unerwünscht schwierig ist, 
menschliche Schicksale zu 
„verwalten“. hinschauen ob das 
auch nach Recht und Gesetz 
geschieht. Wo möglich: Helfen! 

Carsten Dams ist 
Rechtsanwalt und 
Fachanwalt für Sozi-
alrecht
Kontakt: Tel. 0201/5147472.

Montags, 9.30 - 11.30 Uhr
Evang. Gemeindezentrum, Ohmstraße 9, Essen-Altendorf 

Dienstags, 10.00 - 12.00 Uhr
Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt-Allee 100, Essen-Altenessen 

Dienstags, 13.30 - 16.30 Uhr
Büro der BG45 im Heinz-Renner-Haus, Severinstraße 1, Essen-
Innenstadt 

Dienstags, 14.00 - 16.00 Uhr
Treffpunkt Altendorf, Kopernikusstraße 3, Essen-Altendorf 

Mittwochs, 9.00 - 11.00 Uhr – NEU AB 25.02.2015!
Der Paritätische, Camillo-Sitte-Platz 3, Huttrop

Mittwochs, 14.00 - 16.00 Uhr
Bürgerladen Hörsterfeld, Mierendorfer Weg 11, Essen-Horst

Mittwochs, 15.00 - 16.30 Uhr
Ev. Jugend- und Gemeindezentrum Weigle-Haus, Hohenburgstra-
ße 96, Essen-Innenstadt

Mittwochs, 15.00 - 17.00 Uhr
Büro DIE LINKE. Gelsenkirchen, Wildenbruchstraße 15-17, 45888 
Gelsenkirchen

Donnerstags, 9.00 - 12.00 Uhr
Bürgerzentrum Kontakt, Katernberger Markt 4, Essen-Katernberg 

Donnerstags, 15.00 - 16.30 Uhr
Geschäftsstelle DIE LINKE. Velbert, Offerstraße 14a, Velbert

Donnerstags, 16.00 - 18.00 Uhr
Büro DIE LINKE. Essen, Heinz-Renner-Haus, Severinstraße 1, Es-
sen-Innenstadt

Freitags, 9.00 - 11.00 Uhr
Sozialpädagogische Familienhilfe e.V., Rechtstraße 7-9, Borbeck-
Mitte in der Fußgängerzone

Freitags, 9.00 - 12.00 Uhr
Evang. Gemeindezentrum Königssteele, Kaiser-Wilhelm-Straße 
39, Essen-Steele  

Freitags, 11.00 - 13.00 Uhr
Zwingli-Jugendhaus, Theodorstraße 20 am Eltingplatz, Essen-
Innenstadt

Aktuelle Infos finden Sie auf 

www.dielinke-essen.de/nc/start/sozialberatung/
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Wo nötig: Einschreiten! Da der 
Bedarf an Beratung in Essen 
ungebrochen ist, wird die BG45 
bald weitere Beratungen anbie-
ten, damit später niemand ge-
zwungen ist zu sagen: „Hätte ich 
das mal gewusst.“ Die Termine 
werden dann unter www.bg45.
de sichtbar sein.
Für den Moment bleibt nur zu sa-
gen: Ihre Miete wird gekürzt? Sie 
werden sanktioniert? Ihnen wird 
Einkommen angerechnet, das 
sie nicht haben? Sie verstehen 
Ihren Bescheid nicht? Sie haben 
andere Probleme mit JobCenter 
oder Sozialamt? Nutzen Sie ei-
nes der Beratungsangebote in 
Essen, u.a. der BG45. Sie sind 
dort willkommen, und es gibt 
niemanden, der Sie am Empfang 
wegschickt. Einige Dinge sollten 
Sie allerdings mitbringen: Aus-
reichend Zeit, Ihren aktuellen 
Leistungsbescheid und die Un-
terlagen um die es geht.

Rechtzeitige Beratung kann 
helfen!

Vorn von 
links nach 
rechts: An-
drea Dolge, 
Ines Müller-
Baumgarten 
und Erika 
Biehn. Hin-
ten von links 
nach rechts: 
Stefan Dolge, 
Volker Ku-
nick, Herwig 
Heupel und 
Carsten 
Dams.

Von Jan Häußler

Die Stadt Essen hat im Rah-
men der Optionskommune 
die Arge JobCenter beerbt 
und hierbei eine Vielzahl 
dubioser und ungeklärter 
Forderungen gegen Leis-
tungsberechtigte über-
nommen, die Arbeitslosen-
geld II erhalten hatten (der 
Essener Morgen berichtete 
in Ausgabe 1/14). Auf die 
hierzu ergangene Anfrage 
nach dem Umgang mit dem 
Einzug dieser Forderungen 
reagierte die Stadt nach 
dem Motto: Augen zu und 
durch.

In mehreren Verfahren beim zu-
ständigen Sozialgericht hat die 
Stadt nun Schiffbruch hiermit 
erlitten. Sie musste die Zwangs-
vollstreckungen einstellen, 
da sie nicht beweisen konnte, 
dass der Vollstreckung auch 
tatsächlich eine Forderung (ein 
Bescheid) zu Grunde lag. Die 
Verfahren haben die Aktenzei-
chen S 45 AS 4118/13 und S 6 
AS 3336/13.
Obschon es eine gesetzliche 
Voraussetzung für die Durchfüh-
rung der Zwangsvollstreckung 
ist, einen entsprechenden Titel 
vorliegen zu haben, der auch 

zugestellt wur-
de, reicht der 
beauf t ragten 
F i n a n z b u c h -
haltung bis 
jetzt aus, die 
Mitteilung des 
Jobcenters zu 
b e k o m m e n , 
dass diese Vo-
raussetzungen 
vorliegen. Eine 
eigene Prüfung 
findet nicht 
statt. Somit 
war es abseh-
bar, dass vom 
Sozialger icht 
die Einstellung 
der Vollstreckung verlangt wird.
Viele Betroffene trauen sich 
nicht dagegen vorzugehen, 
wenn sie von der Stadt eine 
Zahlungsaufforderung erhalten. 
Teilweise liegen die angeblichen 
Bescheide viele Jahre zurück. 

Bei der Unzahl von Bescheiden, 
die das JobCenter produziert, 
kann sich der eine oder die an-
dere auch nicht an jeden einzel-
nen Bescheid erinnern. Hier hat 
nun das Sozialgericht in mehre-
ren Verfahren festgestellt, dass 
die Behörde im Zweifelsfall den 
Zugang eines Bescheides bewei-
sen muss. Betroffene können 

sich andern-
falls mit einer 
Vollstreckungs-
g e g e n k l a g e 
(analog § 767 
ZPO) hiergegen 
wehren.
Diese Klagen 
sind zulässig. 
Für die Betrof-
fenen dürfte es 
nun auch nicht 
mehr schwierig 
sein, anwaltli-
che Hilfe bei 
der Abwehr 
dieser unbe-
r e c h t i g t e n 
Forderungen 

zu finden. Denn in den Gerichts-
verfahren muss die Stadt auch 
die Kosten für den Rechtsanwalt 
tragen.
Mit einer weiteren Entschei-
dung (Aktenzei-
chen S 45 AS 
3401/13) hat 
das Sozialge-
richt nun auch 
die Rechts-
schutzmöglich-
keiten gestärkt, wenn von der 
Finanzbuchhaltung Mahnge-
bühren erhoben werden. Die 
Stadt versieht diese „Zahlungs-
aufforderungen“ nicht mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung, wes-

Sozialgericht:

Stadt muss Forderungs-
eintreibung einstellen

wegen vielen unklar ist, ob und 
wie sie sich gegen diese Gebüh-
ren wenden können. Es handelt 
sich nach zutreffender Ansicht 
des Gerichts um eine Regelung, 
also einen Verwaltungsakt, der 
mit dem Widerspruch anfechtbar 
ist. Der Sozialrechtsweg ist hier 
eröffnet.
Zukünftig werden die Essener 
Bürgerinnen und Bürger, die 
Forderungen des JobCenters 
ausgesetzt sind, sich also nicht 
mehr wehrlos einer Behörde 
gegenüber befinden, die Kon-
topfändungen vornimmt, ohne 
überhaupt zu wissen, dass eine 
Zahlungspflicht besteht.

Das Gericht gibt insbesondere 
anwaltlich vertretenen Betroffe-
nen hier Werkzeuge an die Hand, 
effektiv Rechtsschutz zu erhal-
ten. Die Stadt sollte endlich von 

ihren Altforde-
rungen gegen 
ALG 2-Bezie-
hende – bei de-
nen eh nichts 
oder wenig zu 
holen ist – Ab-

stand nehmen oder zumindest 
nur solche Forderungen voll-
strecken, die gründlich geprüft 
wurden. Andernfalls drohen hier 
weitere Klagen mit erheblichen 
Kostenfolgen für die Stadt.

von Rechtsanwalt  
Carsten Dams

Rückblick
auf zehn 

Jahre Hartz4

Ein Ausblick 
auf das neue 

Hartz4-
Jahrzehnt

Mahngebühren
sind 

Verwaltungsakt

Jan Häußler ist Fachanwalt 
für Sozialrecht 
Kontakt: 0201-3603975
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Aufwertungsrunde in Sozial- und Erziehungsdiensten

Wir sind es wert! 

Den Ratsmitgliedern lag 
der Antrag erst zwei Tage vor der 
Ratssitzung vor. Ganz zu schwei-
gen von den betroffenen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern, 
die noch später davon in Kennt-
nis gesetzt wurden und sich 
zu Recht übergangen fühlen. 
Den Umständen entsprechend 
waren sich alle Parteien, bis 
auf die Antragssteller von CDU 
und SPD, darüber einig, diesen 
Antrag erst in den jeweiligen 

Offene Ganztagsschule 
zurück in städtische Hand!

Jugendhilfe künftig allein verantwortlich?

Fachausschüssen zu diskutieren 
und erst dann im Rat darüber 
abzustimmen, was eigentlich 
ein normales und bewährtes 
Verfahren darstellt. Auch die 
Stellungnahme des Personal-
rats, welche erst als Tischvor-
lage am Tag der Ratssitzung 
vorlag und eine Rückführung der 
OGS in städtische Hand mit in 
die Debatte einbrachte, äußert 
erhebliche Bedenken über eine 
Überführung aller städtischen 
OGS-Gruppen in die Jugendhilfe 
und lehnt dies klar ab. 

Da die Antragssteller keine Ver-
schiebung wünschten, musste 
die Diskussion nun im Rat statt-
finden. Neben den genannten 
Umständen der mangelnden 
Beratungsmöglichkeiten wurde 
von allen Oppositionsfraktionen 
angemerkt, dass nur der zweite 
Teil des Antrags, nämlich die 
Entwicklung eines Konzeptes 
zur Bestandssichernden Über-
leitung der städtischen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in 
die Jugendhilfe Essen gGmbH, 
einen Prüfantrag darstellt. Der 

Zur Sitzung am 28. Januar 2015 lag 

dem Rat der Stadt Essen ein soge-

nannter „Prüfantrag“ der großen Koa-

lition vor, der eine vollständige Über-

führung der städtischen Gruppen der 

Offenen Ganztagsschule (OGS) in die 

Jugendhilfe Essen gGmbH vorsieht. 

Dies soll die OGS effizienter machen 

und gleichzeitig Doppelstrukturen 

in der Verwaltung abbauen, welche 

unnötige Kosten verursacht. Für die 

betroffenen Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter sollen dadurch keine negati-

ven Folgen entstehen, heißt es in den 

weiteren Ausführungen. Bei genauerer 

Betrachtung der Formulierungen und 

der Umstände muss man dabei ein 

wenig misstrauisch werden. 

erste Teil fordert die vollständi-
ge Durchführung der OGS durch 
die Jugendhilfe zum frühest 
möglichen Termin, was offen-
sichtlich einen Beschluss und 
keine Prüfung darstellt. 
Der Anregung unsererseits, eine 
Prüfung sowohl zur Überlei-
tung in die Jugendhilfe als auch  
alternativ in die Kernverwaltung 
durchzuführen, um dann bes-
ser abwägen zu können, wurde  
keine Aufmerksamkeit ge-
schenkt. Trotz aller Kritik wurde 
der Antrag von der Großen Ko-

alition konsequent durchgewun-
ken. 
Nach Auffassung der Fraktion 
DIE LINKE. im Rat stellt die Or-
ganisierung der Offenen Ganz-
tagsschule durch eine Hand ein 
sinnvolles Unterfangen dar. Zum 
einen können Parallelstrukturen 
abgebaut werden, damit würden 
Einsparungen ohne Personalre-
duzierung erzielt. Zum Anderen 
wird die Effizienz der OGS ge-
steigert, da durch einen einheit-
lichen Personalpool eine besse-
re Einsatzplanung gewährleisten 

wird. Auch für die betroffenen 
Schulen und Eltern bietet eine 
einheitliche Organisierung den 
Vorteil, dass man nur noch ei-
nen klaren Ansprechpartner hat. 

DIE LINKE stellt jedoch die Fra-
ge, ob diese Vereinheitlichung 
wirklich in der Jugendhilfe Es-
sen gGmbH stattfinden muss 
oder nicht doch besser in der 
Kernverwaltung der Stadt auf-
gehoben ist. Neben den bereits 
genannten Argumenten für eine 
Zusammenführung gibt es noch 
einige, die für eine Verlagerung 
in die Kernverwaltung sprechen. 
Auf der einen Seite kann den 
Mitarbeitern in der Jugendhil-
fe keine Arbeitsplatzsicherheit 
gewährleistet werden, da es 
keine Bestandsgarantie für die 
Jugendhilfe gibt. Die geplanten 
Kürzungen für die Jugendhilfe 
in den nächsten Jahren zeigen 
dies. Diese Meinung vertritt 
auch der Personalrat in seiner 
Stellungnahme zum Antrag. Auf 
der anderen Seite wird der Offe-
ne Ganztag  der demokratischen 
Mitgestaltung durch den Rat 
entzogen und eine Mitwirkung 
nur auf Umwegen durch die Auf-
sichtsräte ermöglicht. Jedoch 
gerade das komplizierte und 
wechselnde Anforderungsprofil 
an den Offenen Ganztag, wie In-
tegration und Inklusion, machen 
eine demokratische Mitwirkung 
besonders wichtig. 
Daher plädiert DIE LINKE für 
eine Rekommunalisierung der 
Offenen Ganztagsschule.

Artur Schwarz ist Mitarbeiter der 
Ratsfraktion DIE LINKE

Offene Ganz-
tagsschule 
in einer Hand 
– aber wie?

Kommt der 
nächste Kita-
Streik?

Zum 31. Dezember 2014 hat 
die Gewerkschaft ver.di die 
Eingruppierungsvorschrif-
ten für die Beschäftigten in 
den Sozial- und Erziehungs-
diensten gekündigt und 
damit die Voraussetzungen 
für Verhandlungen über die 
Aufwertung dieser Berufe 
geschaffen. Betroffen sind 
Erzieherinnen und Erzieher, 
Kinderpflegerinnen und 
Kinderpfleger, Sozialassis-
tentinnen und Sozialassis-
tenten, Sozialpädagogin-
nen und Sozialpädagogen, 
Heilpädagoginnen und 
Heilpädagogen sowie Be-
schäftigte im handwerkli-
chen Erziehungsdienst und 
in der Behindertenhilfe. 

Anders als in anderen Tarifrun-
den geht es nun nicht bloß dar-
um, die bestehenden Löhne um 
einen gewissen Prozentsatz zu 
erhöhen, sondern darum die Be-
rufsgruppen grundsätzlich hö-
her einzugruppieren und somit 
den Beschäftigten auch deutlich 
zu machen, dass ihre Arbeit 
mehr wert ist. Aus dieser For-
derung nach einer höheren Ein-
gruppierung ergibt sich letztlich 
eine durchschnittliche Lohner-

höhung von etwa zehn Prozent. 
Dies ist auch notwendig, um der 
immer weiter steigenden ge-
sellschaftlichen Bedeutung von 
Sozial- und Erziehungsdiens-
ten Rechnung zu tragen. Heute 
sind Kindergärten Bildungsein-
richtungen, in denen die Kinder 
nicht nur spielen, sondern auch 
auf spielerische Art und Weise 
lernen sollen. In anderen Län-
dern bekommen Erzieherinnen 
und Erzieher schon lange we-
sentlich höhere Vergütungen. 
Ver.di rechnet nicht damit, dass 
diese Auseinandersetzung be-
reits nach wenigen Verhand-
lungsterminen abgeschlossen 
sein wird, sondern geht davon 

aus, dass es zu Streiks und ei-
ner breiten öffentlichen Debatte 
kommen wird. Für DIE LINKE ist 
selbstverständlich, dass die For-
derungen der Beschäftigten und 
ihrer Gewerkschaft angemessen 
sind und dass sie in die öffent-
liche Debatte auf der Seite der 
Beschäftigten eingreifen wird.
Bereits 2009 wurde den Erzie-
herinnen und Erziehern vorge-
worfen, dass sie ihre Interessen 
auf dem Rücken der Kinder und 
ihrer Eltern durchsetzen wollen. 
Dabei sind es die kommunalen 
Arbeitgeber, die dafür sorgen, 
dass die Bedingungen in den 
Kindergärten hinter dem Not-
wendigen zurückbleiben. Zudem 
wird dieses Jahr mit Hinweis auf 
die desolate Finanzsituation der 
Kommunen und die Schulden-
bremse beteuert werden, dass 
die Forderungen zwar nachvoll-
ziehbar, aber nicht finanzierbar 
sei. Dabei ist es geradezu ab-
surd, wenn Sparpolitik damit 
begründet wird, dass Schulden 
unsere Kinder übermäßig be-
lasten würden, aber gleichzeitig 
an den Grundbedürfnissen eben 
dieser Kinder gespart wird. Dies 
gilt es in der Öffentlichkeit zu 
thematisieren.
Der Landesverband DIE LINKE. 

NRW hat auf dem letzten Lan-
desparteitag beschlossen, dass 
die Unterstützung für die Be-
schäftigten in den Sozial- und 
Erziehungsdiensten eines der 
Schwerpunkte der Arbeit der 
Partei in diesem Jahr sein wird. 
Dies findet im Rahmen einer 
breiteren Kampagne gegen pre-
käre Lebens- und Arbeitsver-
hältnisse statt. Gerade diejeni-
gen, die selber Eltern oder gar 
Erzieherinnen und Erzieher sind, 
können in ihren Zusammenhän-
gen einen Unterschied machen 
indem sie gemeinsam mit ande-
ren Eltern, Erzieherinnen und Er-
ziehern sowie weiteren Betroffe-
nen konkrete Solidaritätsarbeit 
machen. Und auch diejenigen, 
die keinen direkten Bezug zu 
diesen Berufen haben, können 
gegenüber ihren Vertretern im 
Rat und den Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeistern deutlich 
machen, dass die Arbeit mit Kin-
dern mehr wert ist und die For-
derungen völlig berechtigt sind. 
DIE LINKE wird diese Solidarität 
aktiv unterstützen.

Nils Böhlke ist Sprecher der Lan-
desarbeitsgemeinschaft betrieb 
& gewerkschaft der Partei DIE 
LINKE. NRW.

Von Artur Schwarz

Buchtipp

Showdown – Der Kampf um
Europa und unser Geld

Dirk Müller, bekannt aus dem Fernsehen als „Mr. 
Börse“, schreibt über die europäische Wirtschafts- 
und Währungskrise. Er benennt aus seiner Sicht 
Fehlentscheidungen bei der Euro-Einführung und 
beschreibt, wer ein Interesse am Zerfall des euro-
päischen Währungs- und Wirtschaftsraumes hat. 
Für ihn ist die aktuelle Krise auch „Ausdruck eines 
amerikanisch-europäischen Wirtschaftskrieges“. 
Müller „zeigt, welche Möglichkeiten Europa und 
Deutschland offenstehen, er benennt Chancen und 
Gefahren“, so der Verlagstext.

Es wird aufgezeigt, wo-
mit alle Menschen per-
sönlich die Welt in ihrer 
Entwicklung zu einem 
besseren Ort mitgestalten 
können. Indem wir wiss-
begierig bleiben, mit kri-
tischem Geist und einem 
offenem Herzen. Indem wir 
nicht die bezahlten Mei-
nungen übernehmen von 
jenen Auftraggebern hinter 
dem Springer-Konzern, den 
Bertelsmann- oder Burda-
Verlagen, welche uns ver-
schwiegen werden. 
Dagegen haben wir in Zei-

ten der demokratisierten Medien optimale Bedingungen, 
unsere Anliegen zu kommunizieren, uns zu vernetzen und 
gemeinsam und solidarisch nach einer lebenswerten Gesell-
schaft zu streben. Jene Zirkel, welche sich als mächtig titulie-
ren lassen, wissen um ihre berechtigten Ängste vor uns. 
Das Buch hat 272 Seiten ist mit der ISBN 9783426276051 bei 
der Verlagsgruppe Droemer Knaur erschienen und kostet im 
Hardcover 19,99 Euro.

Jimmy Bulanik
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von Ralf Fischer

Stellen Sie sich vor, es gäbe 
keinen öffentlichen Nahverkehr. 
Noch viel stärker 
als heute wären 
die Straßen ver-
stopft von Autos, 
es gäbe kaum ein 
Durchkommen. 
Pünktlich irgend-
wo ankommen, 
etwa in der Schule 
oder auf der Ar-
beit, das könnten 
Sie vergessen. 
Und ohne Auto 
müssten Sie per 
Anhalter fahren, 
ein teures Taxi mieten oder das 
Fahrrad nehmen, wenn Sie nicht 
gleich zu Fuß gehen. Wer nicht 
selbst fahren kann, zu jung, zu 
krank, zu alt, ohne Führerschein 
oder ohne Geld für‘s Auto bliebe 
in einer solchen Gesellschaft auf 
der Strecke. Logischer Schluss: 
Man müsste den Nahverkehr 
erfinden! Da wir in einer freien 
Gesellschaft leben, in der viele 
Menschen um gute Ideen nicht 
verlegen sind, würde das garan-
tiert jemand tun, um eine Markt-
lücke auszunutzen und Kasse zu 
machen. 

Nahverkehr ist 
Daseinsvorsorge 

Dann gäbe es zwar Nahver-
kehr, aber wie teuer wären die 
Fahrten, müssten wir für die 
Kosten vollständig persönlich 
aufkommen? Die EVAG hat in 
2013 rund 98 Millionen Euro aus 
dem Fahrscheinverkauf einge-
nommen, und trotzdem einen 
Verlust von 47 Millionen Euro 
gemacht. Würde dieser Verlust 
auf die Fahrpreise umgelegt, 
und würden noch weitere Zu-

schüsse anderer Träger (etwa 
für Schüler- oder Schwerbehin-
dertenbeförderung) entfallen, 
so stiegen die Fahrpreise um 

über 60 Prozent. Die 
einzelne Fahrt inner-
halb Essens müsste 
dann wenigstens 
4,20 Euro (statt jetzt 
2,60 Euro) kosten. 
Wer könnte sich das 
leisten? Ohne öffent-
liche Finanzierung 
würden breite Teile 
der Bevölkerung vom 
Nahverkehr ausge-
grenzt. Es gibt nur 
eine Schlussfolge-
rung: Nahverkehr ist 

eine öffentliche Angelegenheit, 
wir alle bezahlen ihn gemein-
sam. Es geht gar nicht anders, 
oder es gibt ihn nicht!

Wenn das aber so ist, dann 
können wir doch gefälligst auf 
demokratische Weise selbst be-
stimmen, welchen Nahverkehr 
wir wollen. Wie er ausgestattet 
sein soll, welche Fahrstrecken 
wie häufig bedient werden, was 
die Fahrscheine kosten dürfen 
und auch – wie die öffentliche Fi-
nanzierung aussehen soll. Auch 
was die Geschäftsführer*innen 
der Nahverkehrsunternehmen 
verdienen dürfen (aus LINKER 
Sicht nämlich das, was sie als 
Amtsleiter bei der Stadt verdie-
nen würden), ist eine öffentliche 
Angelegenheit, und keine Privat-
sache von Unternehmen, ihren 
Vorständen und Aufsichtsräten. 
Denn es gilt der alte Spruch: 
Wer die Musik bezahlt, be-
stimmt was gespielt wird – und 
das sind wir alle! 

DIE LINKE will eine Gesellschaft, 
in der alle ungeachtet ihrer per-
sönlichen und sozialen Lage am 
gesellschaftlichen Leben teil-

haben können. Ein starker, an 
den Interessen der Bevölkerung 
ausgerichteter öffentlicher Nah-
verkehr ist dazu eine Vorausset-
zung. Öffentlicher Nahverkehr 
ist Daseinsvorsorge, er gehört 
gestärkt statt abgebaut!

 Vom „Kostendruck“ 
und Alternativen

Die ewig verstopften Straßen, 
die Parkplatznot in der Stadt, 
die stetige Verteuerung der 
Energiepreise und nicht zuletzt 
der Klimawandel überzeugen 
auch in Essen mehr Menschen 
als früher, auf ein eigenes Auto 
oder auf einzelne Fahrten da-
mit zu verzichten. Car-Sharing-
Modelle erleben einen rasanten 
Aufschwung, Mitfahrzentralen 
boomen, das Fernbusgeschäft 
blüht – das Angebot, sich vom 
Auto unabhängig zu machen, 
ist in den letzten Jahren spür-
bar größer geworden, auch für 
Kurzstrecken. Die Nahverkehrs-
betriebe sind aufgefordert, sich 
dieser Konkurrenz zu stellen.

Der EVAG wie vielen anderen 
Nahverkehrsunternehmen fällt 
nichts anderes ein, als regel-
mäßig die Preise zu erhöhen 
und den Service zu verschlech-
tern. So soll der „Kostendruck“ 
aufgefangen werden. Doch im 
Ergebnis wird der Nahverkehr 
unattraktiv und verliert Fahr-
gäste. Werden aber weniger 
Fahrkarten verkauft, wird der 
„Kostendruck“ noch größer. 
Die Maßnahme gegen die Krise 

Ausbau statt Abbau ist gefordert

EVAG auf dem Abstellgleis?
Unter dem Druck des Stadtkämmerers vollzieht die 

Essener Verkehrs Aktien-Gesellschaft (EVAG) die 
verkehrspolitische Rolle rückwärts. Geplant wird, 
Strecken auszudünnen, den Takt der Bahnen zur 
Hauptverkehrszeit von 10 auf 15 Minuten herauf-
zusetzen, einzelne Buslinien ganz einzustellen. In 
einer Zeit, in der aus vielerlei Gründen mehr und 
mehr Bürgerinnen und Bürger gern auf das Auto 

verzichten würden, ist dies das Gegenteil dessen, 
was eigentlich passieren müsste: ein konsequenter 

und systematischer Ausbau. Argumente für einen 
starken öffentlichen Nahverkehr.

verschärft die Krise erst richtig, 
weil neoliberale Rezepte weder 
im Großen, noch im Kleinen 
aufgehen. In Wahrheit bedeutet 
die rein betriebswirtschaftliche 
Betrachtung der „Kosten“ auf 
lange Sicht, den öffentlichen 
Nahverkehr zu zerschlagen, weil 
er sich niemals „rechnen“ kann.

Dabei hatte die EVAG einmal 
das Ziel, ihren Anteil am Ver-

kehrsaufkommen (Summe aller 
Verkehre einschließlich Autos, 
Fahrrädern, Fußgängern etc.) 
von 19 auf 25 Prozent zu stei-
gern. Mit den geplanten Kür-
zungen wird diese Entwicklung 
leichtfertig auf‘s Spiel gesetzt. 
Eine Einschränkung des Nahver-
kehrs treibt viele wieder zurück 
zum Auto. 

Um den öffentlichen Nahverkehr 

Die Idee: Ticketlos von A nach B 

Da wir sowieso den öffentlichen Nahverkehr über Zu-
schüsse aus unseren Steuern mit bezahlen, warum 
dies nicht auf gesicherte Füße stellen? Statt des Fahr-
scheinverkaufs und komplizierter Abrechnungssyste-
me im VRR könnte eine Umlage von allen Bürgerinnen 
und Bürgern erhoben werden, aus der die nötigen Mit-
tel zusammen kommen. 
Was im estnischen Tallinn funktioniert, warum soll das 
hier nicht gehen? 
Dann könnten alle Bürgerinnen und Bürger einfach in 
die nächsten Busse und Bahnen einsteigen, ohne Ti-
ckets zu kaufen, denn die Fahrt ist ja schon bezahlt. 
Dies sorgt für Mobilität aller, und auch die überzeug-
testen Autonarren beginnen, den ÖPNV attraktiv zu 
finden, weil sie für‘s Auto ja nochmal extra bezahlen. 
Das nützt der Umwelt, vermeidet verstopfte Straßen 
und sorgt so für ein besseres Leben im Alltag. 

MM-Bus verurteilt:

Öffentliche Hand darf bei 
Tarifbruch nicht wegsehen

Das Busunternehmen MM-Bus, eine Mesenhohl-
Tochter, wurde vom Landesarbeitsgericht wegen 
sittenwidriger Bezahlung einer Busbegleiterin 
verurteilt. Weitere 25 Verfahren laufen noch, ins-
gesamt geht es um Lohnforderungen von zirka 
einer halben Million Euro. MM-Bus zahlte der ehe-
maligen Mitarbeiterin im Jahr 2012 über Monate 
einen Stundenlohn von nur 3,40 Euro, dabei hät-
ten ihr nach Tarif 9,76 Euro zugestanden. 

Das wirft ein grelles Licht auf unhaltbare Zustände. 
Schließlich fährt MM-Bus Schulkinder und arbeitet somit 
für die öffentliche Hand. Diese hat als Auftraggeberin jah-

relang weggesehen. Wenn Kampfpreise akzeptiert werden, 
braucht sich aber niemand über solche Löhne zu wundern. 
Gut dass jetzt endlich der von uns schon lange geforderte 
Mindestlohn eingeführt wurde und so Missbrauch zumin-
dest erschwert wird. 
Reformbedarf gibt es auch zu dem Skandal, dass viele Ar-
beitgeber Hartz4 als Lohnzuschuss missbrauchen und sich 
so einen Wettbewerbsvorteil vom Steuerzahler subventio-
nieren lassen. Die zuletzt stark gestiegene Zahl von Hartz4-
Aufstocker*innen in Essen von knapp über 5.000 in 2007 
auf aktuell fast 15.000 wird zwar durch den Mindestlohn 
wieder sinken, trotzdem gibt es weiteren Handlungsbedarf. 
Denn von Arbeit muss man leben können. 

Ralf Fischer ist Mit-
glied im Kreisvor-
stand DIE LINKE. 
Essen

wirklich attraktiv zu machen, 
müsste er massiv ausgebaut 
statt abgebaut werden. Ein at-
traktiver Nahverkehr
•	wird mit modernen Fahrzeu-
gen betrieben,
•	arbeitet mit freundlichem und 
angemessen bezahltem Perso-
nal
•	verkehrt in regelmäßigen Tak-
ten 
•	ist verlässlich zu jeder Tages-
zeit und an jedem Wochentag
•	bindet alle Stadtteile an die 
Innenstadt an
•	erreicht Nachbarstadtteile 
und Nachbarstädte 
•	ermöglicht das reibungslose 
Umsteigen
•	ist für jedermann und -frau er-
schwinglich
•	ist geeignet für Rollstuhlfah-

Die Idee: Linienwege verbessern
Die Hauptlinien führen von der Innenstadt aus stern-
förmig auf direktem Weg in die Stadtteile und zurück. 
Um dieses System zu ergänzen, verkehren mehrere 
ringförmige Linien einmal rund um die Stadt, eine zen-
trale Linie um die Innenstadt und mehrere Ringlinien 
in Außenbezirken. Auf diese Weise wird jeder Stadtteil 
optimal von der Innenstadt aus erschlossen, und jeder 
Stadtteil hat optimalen Anschluss an jeden Nachbar-
stadtteil. Und es ist kein Problem, die Linien von den 
Außenbezirken aus in die Nachbarstädte zu verlän-
gern, wo das jetzt noch nicht so ist. 

Die Idee: Taktfahrplan durchhalten
Es wird ein regelmäßiger Taktverkehr eingehalten. 
Die Hauptlinien verkehren – einer Großstadt, die gern 
„Metropole“ sein will, angemessen  – mindestens alle 
zehn, wenn nicht alle fünf Minuten. Man kann dann 
einfach zur Haltestelle gehen und ist sicher, gleich 
kommt die Bahn oder der Bus. Ein solcher Takt kommt 
ohne Fahrpläne aus. Ab 20 Uhr werktags und am Sonn-
tag kann der Takt halbiert werden, nachts gilt er bis 
Betriebsschluss. Die Hauptlinien werden die ganze 
Nacht hindurch bedient. Extra Nachtbuslinien braucht 
niemand, die normalen Linien fahren einfach mit klei-
neren Fahrzeugen weiter. Ein solcher Takt für Bus und 
Bahn sagt jedem: Der ÖPNV ist verlässlich, ich kann 
ihn jederzeit und einfach nutzen. 

Die Idee: Verkehrsverbund 
vereinen

Das Ruhrgebiet als Ballungsraum ist 
letztlich, ob wir das einsehen oder 
nicht, eine einzige große Stadt. Am bes-
ten wäre es, die einzelnen Verkehrs-
betriebe bildeten auch ein einziges 
Unternehmen. Berlin, als Stadt von ver-
gleichbarer Größe wie das Ruhrgebiet, 
hat auch nur ein Verkehrsunterneh-
men, warum soll das hier nicht gehen? 
Das spart Geschäftsführergehälter in 
Millionenhöhe, davon können schon 
mal ein paar Fahrzeuge gekauft oder ei-
nige Kilometer Schienen erneuert wer-
den. Das schafft das Kirchtumsdenken 
rein praktisch ab, die Linienplanung en-
det nie mehr an den Stadtgrenzen.

rende und 
Blinde
N a t ü r l i c h 
werden die 
Beschäftig-
ten nach 
Tarif be-

zahlt und sind 
unter guten Arbeitsbedingungen 
tätig. Keine Arbeit wird an die 
„Schmutzkonkurrenz“ der Sub-
unternehmen ausgelagert. 

Aber wie sieht es hier in Essen 
aus? Da fahren Busse an ihren 
Haltestellen vorbei. Da fahren 
Busse und Bahnen beim Um-
steigen vor einem weg. Da muss 
man schon mal mehr als zwan-
zig Minuten warten. Da lassen 
Fahrer frierende Kinder in der 
Kälte stehen. Da passen die 
Schienensysteme von Straßen- 
und U-Bahn nicht zusammen, 
die Tunnel werden marode. Die 
Gelenkbusse sind kaum winter-
tauglich; das „Spurbus“-Konzept 
ist gescheitert. 
Da wechselt der Fahrplan man-
cher Linie ein paarmal am Tag, 
so dass den sich niemand mer-
ken kann. Da gibt es Stadttei-
le, die man von der Innenstadt 
nur durch Umsteigen mühsam 
erreicht. Da endet die Linie 
vor der Stadtgrenze, statt den 
Anschluss herzustellen. Da 
gibt es Haltestellen, von denen 
nur einmal in der Stunde was 
fährt. Auch Auslagerung ist hier 
kein Fremdwort: Dafür gibt‘s 
die Mesenhohl-Gruppe, die an 
der EVAG beteiligt ist, mit ihrer 
Tochter MM-Bus GmbH. Die Lis-
te der Mängel ist lang.

	 Von Wolfgang Freye Seit Jahren haben die 
beiden beteiligten Städte die 

Schließung des Flughafens Es-
sen-Mülheim beschlossen. Die 
Verwaltung beider Städte ist 
jedoch nicht besonders „krea-

tiv“ in der Umsetzung 
dieses Beschlusses. 
Während ein von 
der Flughafen GmbH 
selbst in Auftrag ge-
gebenes Gutachten 
schon vor über zwei 
Jahren zeitigere Per-
spektiven aufgezeigt 
hat, durfte der Chef 
der Beteiligungshol-
ding der Stadt Mül-
heim, Hendrik Dönne-
brink, in einer Sitzung 
des Planungsaus-
schusses (ASP) des 
Rates der Stadt Essen 
Ende letzten Jahres für 
einen Ausstieg nicht 
vor 2024 werben.

Es kann nicht angehen, 
dass sich die flugzeug-
nahen Firmen, die auf 
dem Gelände arbeiten, 
und die Essener und 
Mülheimer Unterneh-
merverbände immer 
wieder mit ihrer Lobby-
Arbeit zum Erhalt des 
Flughafens durchsetzen 
können, obwohl er ver-
kehrspolitisch keinen 
Sinn macht. Keine 20 Mi-
nuten vom Düsseldorfer 
Flughafen entfernt, ist er 
nur für kleine, private Mo-
torflugzeuge zugelassen 
und stört mit Hubschrau-
berrundflügen die Feier-
abend- und Sonntagsruhe 
der Anwohner*innen.

Ein Gutachten der renom-
mierten Rechtsanwalts-
kanzlei Lenz & Johlen aus 
Düsseldorf hat sich mit der 
Frage auseinandergesetzt, 
wie die drei Gesellschafter 
des Flughafens bei einem 
Ausstiegsbeschluss Re-
gressansprüche vermeiden 
könnten. Betroffen wäre 
ohnehin nur die Stadt Mül-
heim, die bis 2024 für ihren 
Teil des Geländes Pachtver-
träge mit dem Aeroclub hat, 

Flughafen Essen-Mülheim

So schnell wie möglich raus!

Alternativen sind 
machbar 

Doch Alternativen sind mach-
bar. Das zeigt schon das Bei-
spiel von Tallinn, der Haupt-
stadt Estlands. Dort braucht 
man als Einwohner*in seit dem 
01.01.2013 keine Fahrkarten 
mehr zu kaufen. Der Nahver-
kehr wird durch eine von allen 

Bürgerinnen und Bürgern zu er-
werbende Chipkarte finanziert. 
Seither ist der Autoverkehr dort 
in der Stadt um 15 Prozent zu-
rückgegangen. In vielen Städ-
ten, auch in Deutschland, gibt 
es mittlerweile Initiativen dahin, 
den Nahverkehr durch eine Um-
lage aller Einwohner*innen zu fi-
nanzieren. Auch im Kleinen sind 
Verbesserungen erforderlich 
und möglich, vom Zustand der 
Fahrzeuge und Haltestellen bis 

Ticketlos  
fahren – 
aber  nicht 
schwarz 
fahren: Das 
ist möglich!

hin zur Einführung regelmäßi-
ger und verlässlicher Takte und 
optimierter Linienführungen, 
um den Öffentlichen Personen-
nahverkehr wirklich attraktiv zu 
machen. 
Kreisverband und Ratsfraktion 
DIE LINKE. Essen haben jetzt 
eine Arbeitsgruppe gebildet, die 
sich mit dem öffentlichen Nah-
verkehr in Essen und dem Ruhr-
gebiet befasst. Wer mitarbeiten 
möchte, ist herzlich eingeladen.

der u.a. eine 
F l u g s c h u l e 
betreibt, und 
mit der Firma 
Wüllenkämper, 
die bis 2034 
ihre Zeppeline 
starten lassen 
darf. Scha-
densersatzan-
sprüche könn-
ten vermieden 
werden, wenn 
sich die Stadt 
Mülheim bei 
einem ansonsten einstimmigen 
Ausstiegsbeschluss enthielte. 

Eine andere Perspektive wäre 
die Umwandlung des Flughafens 
in einen Sonderlandeplatz, der 
nur noch stark eingeschränkte 
und weniger lärmintensive Nut-
zungen zulässt. Der Aeroclub 
und die im Zusammenhang 
mit der Flugschule Kupferdreh 
angebotene Pilotenausbildung 
könnten zum Flughafen Bottrop-
Schwarze Heide umgesiedelt 
werden. Der liegt weiter ent-
fernt von Wohnbebauung wie in 
Essen-Haarzopf und Mülheim.

Auch 
wirtschaftliche 

Gründe sprechen 
für Ende

Ein möglichst baldiger Ausstieg 
wäre auch aus wirtschaftlichen 
Gründen sinnvoll. Denn beide 
Städte und das Land zahlen jähr-
lich rund 900.000 Euro als Ver-
lustausgleich für den Flughafen, 
der Jahr für Jahr Miese schreibt. 
Mittlerweile hat das Land NRW 
einseitig seinen Rückzug aus der 
Flughafengesellschaft erklärt. 
Wenn dies rechtskräftig wird, 
müssen die beiden Städte diese 
Summe allein aufbringen, wenn 
die Flughafen GmbH nicht in 
die Insolvenz getrieben werden 
soll. Insofern ist auch einiges an 
Spielraum für eine einvernehmli-
che Ausstiegslösung mit den Fir-
men auf dem Flughafengelände 
vorhanden – so weit man denn 
will.
Dieser Wille fehlt in der Ver-

waltung jedoch. 
Herr Dönnebrink 
konnte im ASP 
nicht einmal Klar-
heit schaffen, ob 
überhaupt und ggf. 
welche Fördermit-
tel zurückgezahlt 
werden müssten, 

wenn der Flughafen 
geschlossen wird. 
Trotz jahrelanger 
Diskussion war hier 
von einer Spanne 
von 775.000 bis zu 

3 Millionen Euro die Rede. 

Vielleicht liegt es daran, dass 
Mülheim vom Flughafen Ge-
werbesteuereinnahmen erhält, 
während die Stadt Essen gänz-
lich leer ausgeht und nur die 
Zuschüsse tragen muss, da die 
Firmen allesamt auf Mülheimer 
Gelände liegen.

Eine Argument ist der Flugha-
fen-Lobby inzwischen genom-
men: Immer wieder wurde die 
Behauptung in die Welt gesetzt, 
wenn der Flughafen geschlos-
sen würde, würden die Start- 
und Landeanflüge nach Düssel-
dorf niedriger gelegt, so dass 
die Lärmbelastung stiege. In 
einem Schreiben vom 15. Janu-
ar 2015 erläutert die Deutsche 
Flugsicherung GmbH dagegen, 
dass „die Rücknahme der Be-
triebspflicht für den Verkehrs-
landeplatz Essen-Mülheim … 
keine Auswirkungen auf den … 
Flughafen Düsseldorf“ habe.

Der Flughafen Essen-Mülheim 
ist eine der größten Freiflächen 
in kommunaler Hand im gesam-
ten Ruhrgebiet. Eine Schließung 
eröffnete Entwicklungsmög-
lichkeiten sowohl für ein neues 
Wohngebiet im Grünen als auch 
in Teilen für die Ansiedlung von 
neuem Gewerbe. Beides wäre 
auch wirtschaftlich für beide 
Städte lukrativ. Und wenn eine 
neue Bebauung entsprechend 
niedrig ist, kann auch die Bedeu-
tung des Geländes als Frisch-
luftschneise erhalten bleiben, 
was angesichts der Erwärmung 
der Städte wichtig wäre.

Wolfgang Freye ist 
sachkundiger Bürger für 
DIE LINKE im Planungs-
ausschuss des Rates der 
Stadt EssenSchreiben Sie uns Ihre EVAG-Geschichte

Haben Sie auch ein ganz besonderes Erlebnis mit dem 
öffentlichen Nahverkehr? Haben Sie Vorschläge zur Ver-
besserung? Möchten Sie Ihre Meinung sagen?

Schreiben Sie uns! Die besten Geschichten und die inte-
ressantesten Vorschläge unserer Leserinnen und Leser 
werden wir in den nächsten Ausgaben veröffentlichen.

Einsendungen bitte an: Essener Morgen, DIE LINKE. Es-
sen, Heinz-Renner-Haus, Severinstraß3 1, 45127 Essen, 
oder per E-Mail an: essener-morgen@dielinke-essen.de.
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Von Niema Movassat, Sprecher für 
Welternährung der Fraktion DIE LINKE. im 
Bundestag

Das Versprechen der Agrartreib-
stofflobby war so schön: „Lasst uns 
unsere Motoren mit Energie aus 
nachwachsenden Rohstoffen be-
treiben, und unsere Umwelt- und 
Klimaprobleme sind gelöst.“ Doch 
dem Hype folgte bald die Ernüchte-
rung. Die Energiebilanz der Agrar-
treibstoffe ist schlecht, der damit 
verbundene Flächenfraß enorm, die 
sozialen Folgen wie Vertreibung und 
Hunger katastrophal.
Im Rahmen der Grünen Woche machten 
sich Landwirtschaftsminister Schmidt und 
die deutsche Agrarindustrie daran, die-
ses Image aufzupolieren. Denn das Agro-
business will vom ungebremsten globalen 
Ressourcen- und Energiehunger profitieren 

Gefährliches Revival der Agrartreibstoffe
und wirbt daher für die Produktion von 
Energie und anderen Ressourcen 
aus nachwachsenden Rohstof-
fen. Nur spricht man nicht 
mehr so gerne von Agrart-
reibstoffen, sondern lieber 
von „Bioökonomie“. Klingt 
wohlfeiler, ist aber alter 
Wein in neuen Schläu-
chen. Warum der Kampf 
gegen das politisch for-
cierte Revival von Ag-
rartreibstoffen wichtig ist 
und bleibt, zeigt das Bei-
spiel Sierra Leone.

Sierra Leone ist neben 
Guinea und Liberia das 
von der aktuellen Ebola-
Epidemie am stärksten betroffene Land. 
Mehrere tausend Menschen sind der 
Epidemie dort bisher zum Opfer gefallen. 
Verschärft wird die Situation durch eine 

drohende Hunger-
katastrophe, da Felder 

nicht bestellt werden können und 
Transportwege unterbrochen sind. Zu 

allem Überfluss hat die Regierung von 
Sierra Leone in den letzten 
Jahren riesige Ländereien 
an westliche Investoren 
verscherbelt. Die pflanzen 
jedoch keine Nahrungsmittel für die 
heimische Bevölkerung an, sondern 
Agrartreibstoffe für Industrieländer. 
Gleichzeitig verdrängen sie Bäuerin-
nen und Bauern von ihrem Land und 
gefährden somit auf mehrfache Wei-
se die Ernährungssicherheit – im Fall 
von Addax Bioenergy sogar mit Un-
terstützung der deutschen Bundes-
regierung.

Addax Bioenergy, eine auf den Britischen 
Jungferninseln registrierte Tochter des 
Schweizer Konzerns Addax & Oryx, hat 

Kurznachrichten

Pegida-Anhänger sind 
nicht „das Volk“
Pegida ist es in NRW bisher 

nicht gelungen Fuß zu fassen. Mit Auf-
märschen in Düsseldorf, Bonn, Köln 
und Duisburg hat sie es jedoch mehr-
mals versucht. Ihnen standen Tausen-
de und Zehntausende Menschen ge-
genüber, die deutlich machten, dass 
sie einer offenen Gesellschaft ohne 
Rassismus und antimuslimische Res-
sentiments leben wollen. Daher hat 
die Fraktion DIE LINKE. im Bundestag 
zu Pegida einen Flyer entwickelt und 
ruft die Menschen dazu auf, sich an 
den Gegenprotesten zu beteiligen: Für 
ein weltoffenes und interkulturelles 
Deutschland.

Gegen Einschränkung 
von Freiheitsrechten

Innenminister Thomas de Maizi-
ère drückt aufs Gas. Er will die Vor-
ratsdatenspeicherung in Deutschland 
um jeden Preis einführen. „Frankreich 
hat die Vorratsdatenspeicherung, den-
noch kam es zum schrecklichen Ter-
roranschlag von Paris, bei dem 12 
Menschen umgebracht wurden“, kriti-
siert Niema Movassat die Pläne der 
Bundesregierung. Seit dem 11. Sep-
tember 2001 habe es viele Gesetzes-
verschärfungen gegeben, was sie ge-
bracht haben, sei nie untersucht 
worden. Auch die Einführung von Ter-
roristenausweisen sei abzulehnen: 
„Diese werden die Sicherheit nicht er-
höhen, aber zu einer Stigmatisierung 
und einer Radikalisierung islamisti-
scher Kreise führen. Wir brauchen die 
Entwicklung effektiver Aussteigerpro-
gramme und eine progressive Integra-
tionspolitik. Jede Beschneidung von 
Bürgerrechten schadet der Demokra-
tie!“

Kapitalismus tötet:

Festung Europa am 
Beispiel Ceuta

Auf der afrikanischen Seite des 
Mittelmeers existieren Überbleibsel 
des Kolonialismus: die spanischen Ex-
klaven Ceuta, Melilla und Peñón de 
Vélez de la Gomera. Geflüchtete aus 
ganz Afrika versuchen in großer Zahl 
dorthin zu gelangen – doch Europa hat 
seine afrikanischen Grenzen mit mas-
siven Abwehrvorrichtungen abgesi-
chert. Am 6. Februar 2014 versuchten 
hunderte Flüchtlinge nach erfolglosen 
Bemühungen, auf anderen Wegen 
Ceuta zu erreichen, über das Meer zu 
schwimmen. Anstatt Hilfe zu leisten, 
schoss die spanische Polizei auf die 
schwimmenden Flüchtlinge mit Gum-
migeschossen. In Ceuta starben 15 
von ihnen. Andere wiederum erreich-
ten Deutschland, teilweise schwer ver-
letzt. Zwei der Flüchtlinge vertritt der 
Essener Rechtsanwalt Klemens Ross, 
ein weiterer wird in einem Kranken-
haus in Düsseldorf behandelt. Niema 
Movassat dazu: „Dies sind direkte Fol-
gen kapitalistischer Markt- und Ab-
schottungslogik.“ 

Wenige Branchen beuten Be-
schäftige so brutal aus wie der 

Textilsektor. In Bangladesch und 
Pakistan liegen die Monatslöh-
ne teilweise immer noch unter 
40 Euro im Monat. Näherinnen 
müssen bis zu 16 Stunden am 

Tag schuften, Überstunden wer-
den nicht bezahlt. Es gibt nur 

einen freien Tag in der Woche, 
oft keine Arbeitsverträge, keine 
Krankenversicherung. Wer sich 
gewerkschaftlich organisieren 

will, wird rausgeschmissen.

ArbeiterInnen dürfen nur einmal pro Tag 
zur Toilette, werden geschlagen und se-
xuell belästigt, in der Fabrik eingeschlos-
sen, in der es keine Notausgänge gibt. Die 
Fenster sind vergittert, das Gebäude ist 
einsturzgefährdet, die überall lagernden 
Stoffballen und –reste in der Luft stellen 
eine enorme Brandgefahr dar. 
Zahlreiche Katastrophen, von Fabrikbrän-
den bis Häusereinstürzen – allen voran der 
Einsturz in Rana Plaza (Bangladesch) mit 
1.227 Toten –, aber auch die Aufklärungs-
arbeit von Nichtregierungsorganisationen 
und Gewerkschaften haben bei uns zwar 
das Bewusstsein um die katastrophalen 
Produktionsbedingungen vergrößert. Ge-
ändert haben die Textilkonzerne jedoch 
wenig. 

Ausreden der Unternehmen
Bis heute beteuern die Textilkonzerne, man 
arbeite daran, die Zustände zu verbessern. 
Da die Lieferketten aber heutzutage so 
kompliziert seien, könne man nicht garan-
tieren, dass eine von einem deutschen Un-
ternehmen mit der Produktion einer Jeans 
beauftragte Fabrik nicht weitere Subunter-
nehmen beauftrage. Das alles könne man 
unmöglich kontrollieren, und deshalb sei 
man auch nicht verantwortlich. Freiwillig 
verpflichte man sich gerne, für Brand-
schutzkontrollen und Arbeitssicherheit zu 
sorgen, ebenso zur Einhaltung menschen-

würdiger Sozialstandards. Aber gesetzli-
che Mindeststandards nach deutschem 
Recht seien unnötig. 

Freiwillige Maßnahmen 
helfen nicht

All die freiwilligen Maßnahmen der Wirt-
schaft haben aber keine umfassenden 
Veränderungen in den Fabriken bewirkt. 
Von der Industrie ins Leben gerufene 
Kontrollmechanismen stellen sich oft als 
Feigenblätter heraus: Als die Fabrik Ali 
Enterprises, die vor allem für den deut-
schen Textildiscounter KiK produzierte, 
in Pakistan niederbrannte, starben 254 
Arbeiter*innen. Wenige Monate vorher 
hatten Inspektoren ihr ausreichende 
Brandschutzmaßnahmen bescheinigt, ob-
wohl es nur einen Notausgang gab und die 
Fenster vergittert waren. Und hinsichtlich 
der Lieferketten gilt: Diese sind bei ande-
ren Produkten wie Autos deutlich länger 

und komplexer und können dennoch kon-
trolliert werden. 
Die Textillobby argumentiert auch gerne, es 
sei es ja die Aufgabe des produzierenden 
Staates, dafür zu sorgen, dass vor Ort alles 
mit rechten Dingen zugehe. Theoretisch 
mag dies richtig sein, in der Realität sind 
aber die örtlichen Fabrikbesitzer*innen 
oft zu mächtig. Der Staat ist schlicht zu 
schwach oder nicht willens, egal ob in Pa-
kistan, Bangladesch oder Kambodscha, 
ordnungspolitische Maßnahmen gegen 
ihre Interessen konsequent umzusetzen. 
Zudem entbindet die staatliche Verantwor-
tung die Konzerne nicht vor ihrer eigenen 
Verantwortung. 

Schwarzer Peter an den 
Kunden?

Auch der Verweis auf die Macht der Kun-
den, die durch ihre Kaufentscheidung 
fair hergestellter Ware den Vorzug geben 

Textilherstellung in Bangladesch:

Sklaven für Textilprofite

könnten, ist nur ein Ablenkungsmanöver. 
Der Anteil der Personalkosten am Endpreis 
im Laden beträgt nur ca. 5 Prozent. Teu-
rere Kleidung garantiert nicht automatisch 
bessere Bedingungen für die Beschäftigen. 
Ein Marken-Shirt für 40 Euro kann in der-
selben Fabrik unter denselben Bedingun-
gen genäht worden sein wie ein T-Shirt für 
10 Euro. Verbraucher*innen können also 
per Kaufentscheidung kaum steuern, ob 
faire Kleidung angeboten wird oder nicht. 
Zudem ist es inakzeptabel, dass man die 
Verantwortung den Kund*innen zuschiebt. 
Denn es gibt keine Rechtfertigung dafür, 
Produkte, die unter menschenrechtsver-
letzenden Bedingungen produziert wor-
den sind, zu verkaufen. Solche Produkte 
gehören nicht auf den Markt. Es muss 
garantiert werden durch die Konzerne, 
dass Produkte, die sie mit ihrem Label am 
Ende verkaufen, unter Beachtung interna-
tionaler Arbeitsrechtsstandards produziert 
worden sind.

Textilherstellung: Das muss sich ändern!

DIE LINKE betont seit Jahren, dass es nicht reicht, auf freiwillige Maßnahmen der 
Unternehmen zu vertrauen. Denn trotz der Beteuerungen der Unternehmen kommt 
es immer wieder zu schrecklichen Katastrophen. Daher muss Folgendes passieren:
•	verbindliche soziale, ökologische und menschenrechtliche Mindeststandards für 
deutsche Unternehmen im Ausland,
•	umfassende Transparenz- und Auskunftspflichten der Konzerne bei Geschäftstätig-
keiten im Ausland in der gesamten Lieferkette,
•	Beschwerdestellen in Deutschland, so dass ausländische Betroffene vor deutschen 
Gerichten klagen können,
•	Schaffung eines Unternehmensstrafrechts, welches schmerzhafte finanzielle Sank-
tionen gegen Konzerne ermöglicht, die die schäbigen Umstände vor Ort willentlich in 
Kauf nehmen um ihre Profite zu maximieren,
•	eine Gesetzreform, die Sammelklagen auch in Deutschland juristisch ermöglicht, 
damit Betroffene hier gebündelt und gemeinsam gegen Menschenrechtsverletzungen 
vorgehen können.

Was kann ich als Kund*in tun?
Ob Kleidung unter menschenwürdigen Bedingungen hergestellt wurde oder nicht, er-
kennt man nicht am Preis. Es gibt dennoch einige Tipps, wie man möglichst faire 
Kleidung erwerben kann:
•	Extrem billige Kleidung (T-Shirt unter 5 Euro) kann nicht fair produziert sein.
•	Klamotten von Unternehmen der Fair Wear Foundation bürgen für einen gewissen 
fairen Standard bei der Produktion. Über 100 Unternehmen machen mit, darunter 
Jack Wolfskin, Vaude, Mammut, Schöffel, Takko Fashion und Hess Natur.
•	Das Fairtrade-Siegel bei Klamotten sagt aus, dass die Bedingungen auf den Baum-
wollplantagen menschenwürdig waren.
•	Als Nachweise für ökologisch nachhaltige Produktion sind bei Kleidung das  GOTS-
Siegel (Global Organic Textile Standard) und das IVN-Best-Siegel vom Internationalen 
Verband der Naturtextilindustrie zu empfehlen.
•	Nachfragen im Geschäft, wo die Kleidung herkommt, welche Bedingungen dahin-
terstecken: Fragen viele Kund*innen immer wieder nach, erhöht das den Druck auf 
Konzerne, fair zu produzieren.

in Sierra Leone insgesamt 57.000 Hektar 
Land gepachtet, um Ethanol (Biodiesel) 
zu produzieren. Finanziert wird das Un-
ternehmen unter anderem von der Deut-
schen Investitions- und Entwicklungsge-

sellschaft (DEG). Die DEG 
ist eine zentrale Säule 
der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit, 

ein Staatssekretär des Entwicklungsmi-
nisteriums (BMZ) sitzt dem Aufsichtsrat 
der DEG vor. Addax Bioenergy präsentiert 
sich gerne als vorbildlicher Investor: Man 
arbeite eng mit der lokalen Bevölkerung 
zusammen und unterstütze diese zum 
Beispiel mit landwirtschaftlichen Entwick-
lungsprogrammen. Und das BMZ versi-
chert in einem Antwortschreiben auf eine 
kleine Anfrage unserer Fraktion, dass die 
Umwelt- und Sozialverträglichkeitsprüfun-
gen des Addax-Projekts eng mit dem BMZ 
abgestimmt wurden.

Doch Studien der Schweizer NGO „Brot 
für alle“ belegen: Landverpachtungen ha-
ben ohne Einwilligung aller Betroffenen 
stattgefunden, mindestens 30 Menschen 
wurden unter Zwang umgesiedelt, die ge-
zahlten Pachtpreise sind viel zu gering, 
versprochene positive Beschäftigungsef-
fekte bleiben aus, eine nachhaltige Nah-
rungsmittelproduktion und -versorgung ist 
durch die Entwicklungsprogramme nicht 
gesichert. Dennoch verteidigt das BMZ, 
das sich die Hungerbekämpfung groß auf 
die Fahnen geschrieben hat, die Finanzie-
rung von Addax Bioenergy.
Wenn aber selbst in dem Vorzeigeprojekt 
Addax so viel schief läuft, ist klar, was wir 
der neuen „Bioökonomieinitiative“ von 
Minister Schmidt entgegnen müssen: Wir 
haben es satt! Die Bundesregierung muss 
lokale Nahrungsmittelproduktion in den 
Entwicklungsländern fördern, nicht die 
Ausweitung der Agrartreibstoffproduktion!

Hunger made in 
Germany

Näherinnen der Textilfabrik zeigen Niema Movassat ihre Arbeit
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Der stellvertretende Innenminis-
ter Griechenlands, Georgios Kat-
rougkalos, kündigte an, dass Syri-
za mit einer Parlamentsmehrheit 
TTIP stoppen werde. Griechenland 
werde auf europäischer Ebene von 
seinem Vetorecht Gebrauch ma-
chen. 
Katrougkalos, der für seinen aktuellen 
Posten sein Mandat als Abgeordneter 
im Europaparlament niedergelegt hat-
te, erklärte schon im Januar gegenüber  
EurActiv.de, dass eine von Syriza geführ-
te Regierung TTIP in seiner jetzigen Form 
niemals ratifizieren würde. Auch der 
rechtspopulistische Koalitionspartner 
steht TTIP kritisch gegenüber.
Katrougkalos kritisiert neben dem nied-
rigeren US-Verbraucherschutz vor allem 
die internationalen Schiedsgerichte. Dort 
könnten private Firmen für ausfallende 
Gewinne oder potentiell ausfallende Ge-
winne gegen Staaten klagen, selbst wenn 
es sich bei neuen Regelungen um verbes-
serten Verbraucherschutz handelt. „Die 
drohenden Veränderungen durch das 

Freihandelsabkommen sind massiver, 
als das Schlagwort ‚Chlorhuhn’ vermuten 
lässt. So wäre beispielsweise die Koaliti-
onsfreiheit gefährdet, da die USA diese 
Kernarbeitsnorm nicht ratifiziert hat. Die 
öffentliche Daseinsvorsorge droht priva-
tisiert zu werden. Davon könnte auch der 
Bildungssektor betroffen sein – Gelder 
für öffentliche Bildungseinrichtungen wä-
ren in Gefahr.“ Auch deutsche Umwelt-
verbände wie BUND laufen seit Monaten 
Sturm gegen das Abkommen.

Das TTIP-Abkommen wird hinter ver-
schlossenen Türen zwischen der EU-
Kommission und den USA verhandelt. 
Doch danach müsste es einstimmig 
im Rat der Europäischen Union verab-
schiedet werden. Und hier könnte Grie-
chenland mit einem Veto TTIP komplett 
stoppen. Doch selbst wenn der Rat TTIP 
durchwinken sollte, müsste das griechi-
sche Parlament TTIP ratifizieren. Dies 
würde nach aktuellen Angaben nicht ge-
schehen. 

Daniel Kerekes

Griechenland will 
TTIP stoppen

Von Yilmaz Gültekin

Seit ca. vier Jahren ent-
steht in Rojava (Nordsyri-
en) ein politisches System 
demokratischer Selbstver-
waltung. Die Bevölkerung 
organisiert sich in eige-
nen Versammlungen und 
Räten, um ihr Leben über 
ethnische und religiöse Un-
terschiede hinweg gemein-
sam zu gestalten.

Die Frauen spielen dabei eine 
zentrale Rolle. Sie organisieren 
sich in allen Bereichen eigen-
ständig und sind maßgeblich an 
der Gestaltung des Gemeinwe-
sens beteiligt. Geschützt wird 
diese demokratische Selbstver-
waltung von den Selbstverteidi-
gungseinheiten der YPG und den 
Fraueneinheiten der YPJ. 
Der Kanton Kobane regiert sich 
wie die anderen Kantone Cizir 
und Efrin unabhängig. Die Re-
gierung besteht aus zwei Minis-
terpräsidenten (ein Mann und 
eine Frau) und 22 Ministern. Ne-
ben der Regierung gibt es auch 
eine Volksversammlung, die 
legislative, judikative und ver-
teidigungspolitische Aufgaben 
wahrnimmt. Doch seit dem 15. 
September 2014 wurde Kobane  
von drei Seiten von der mörderi-
schen Organisation „Islamischer 
Staat (IS)“ angegriffen. Dabei 
kamen Tausende von Menschen 
ums Leben, Tausende flüchte-
ten,  die meisten davon in die 
Türkei (Suruc). Die Flüchtlinge 

wurden tagelang an 
der türkisch-syri-
schen Grenze ohne 
Nahrungsmittel bei 
Temperaturen über 
35 Grad aufgehal-
ten. Als die Vertre-
ter der kurdischen 
Partei HDP und das 
kurdische Volk auf 
der türkischen Seite versucht 
haben, gegen diese Tragödie 
vorzugehen, hat man sie mit 
Tränengas und aller Brutalität 
zurück gedrängt. Letztendlich 
wurden die Flüchtlinge in Zelten 
untergebracht. 
Die türkische Regierungspartei 
AKP hatte ihre Politik gewech-
selt. Man wollte Kobane ent-
völkern, um der Weltgemein-
schaft zu sagen, es kämpften 
„Terroristen gegen Terroristen“. 
Doch das ist ihr nicht gelun-
gen. Denn viele Flüchtlinge gin-
gen wieder zurück, um für ihre 
Heimat zu kämpfen. Auch viele 

junge Menschen aus 
Nordkurdistan (Tür-
kei) haben sich der 
YPG angeschlossen. 
Durch deren morali-
sche Unterstützung 
haben sie dort einen 
starken Widerstand 
geleistet. Einige von 
Ihnen wurden bei 

der Grenzüberquerung von den 
Türkischen Soldarten ermordet. 
Junge Mädchen bis zu ältere 
Frauen haben sich den Frauen-
einheiten der YPJ angeschlos-
sen, und bis heute kämpfen sie 
ganz vorne an der Front. Die 
Frauenbewegung hat den Ban-
den große Angst eingejagt, denn 
sie glauben daran, wenn sie von 
einer Frau umgebracht würden, 
kämen sie nicht ins Paradies. 
Mit einfachen Waffen mussten 
sich die kurdischen Kämpfer 
gegen die schwerbewaffneten 
IS-Banden verteidigen. Die von 
der Türkei intensiv unterstützten 

Banden konnten bis ins Zentrum 
der Stadt eindringen. Kobane 
war für die Türkei sehr wichtig, 
weil sie dort eine Pufferzone er-
richten wollten. Auch die Politik 
der BRD war nicht hinnehmbar, 
die Spaltung in „gute“ und in 
„schlechte“ Kurden hat für Auf-
regung unter Kurden gesorgt. 
Es wurden Waffen an die Pesch-
merga geliefert, aber den YPG- 
und YPJ-Einheiten wollte man 
keine Waffen liefern, weil sie 
der verbotenen Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) nahe stünden. 
Der Widerstand von Kobane hat 
die kurdische Gesellschaft und 
Menschen aus aller Welt mobili-
siert. Auch in Essen gingen Men-
schen friedlich, aber laut auf die 
Straße und protestierten gegen 
die Stille der Koalition. Die Welt 
dürfe nicht mehr zusehen. 
Der 1. November wurde zum 
Tag der Solidarität mit Kobane. 
Die Koalition aus 40 Ländern 
hat endlich wirksam reagiert. 
IS-Stellungen wurden durch 
Luftangriffe bombardiert. Auch 
der internationale Druck auf 
die Türkei wurde immer größer. 
Letztendlich musste die Türkei 
einen Korridor für die Peschmer-
ga und die Freie syrische Armee 
erlauben. Somit haben die YPG 
und YPJ mit ihren Verbündeten 
die IS-Banden aus Kobane ge-
drängt. Kobane wurde nach 134 
Tagen am 19. Januar 2015 vom 
IS befreit. Die Menschen in Ko-
bane hoffen weiterhin auf die in-
ternationale Solidarität, um ihre 
Stadt wieder aufzubauen. 

„Islamischer Staat“ vertrieben – Wiederaufbau beginnt

Solidarität mit den Menschen von Kobanê

Der Wahltriumph von 
Syriza hat der europäi-
schen radikalen Linken 
und der Arbeiterbewe-

gung Hoffnung und eine 
große Chance gebracht. 
Wir können diese Frage 

auch umgekehrt stel-
len – diesen Test nicht 

zu bestehen, könnte 
unberechenbare Folgen 

haben.

Syriza war dabei, eine ab-
solute Mehrheit zu erreichen, 
scheiterte jedoch letztendlich 
an diesem Ziel. Das Endergebnis 
(36,3 Prozent) liegt am unteren 
Ende der Prognose am Wahl-
tag, während die konservative 
Nea Dimokratia an der oberen 
Grenze der Vorhersagen steht. 
Auch wenn der Vorsprung von 
8,5 Prozent gegenüber Nea Di-
mokratia ein wichtiger Sieg ist, 
müssen wir trotzdem erklären, 
warum die Dynamik des Syriza-
Sieges nicht so groß war, wie wir 
uns erhofft hatten. 

Ein bemerkenswerter Aspekt 
des Wahlergebnisses ist, dass 
sich Syrizas landesweiter Wahl-
anteil verglichen mit 2012 und 
der Europawahl 2014 um 10 

Prozent verbesserte, die Steige-
rung in den großen städtischen 
Ballungsräumen (vor allem in 
Athen und Thessaloniki) aber 
etwas gedämpft war, genauer 
gesagt um die 6 Prozent. Wäh-
rend im Juni 2012 Syriza ihr bes-
tes Ergebnis im „roten“ zweiten 
Wahlbezirk von Piräus hatte 
(wenn wir Xanthi nicht mitzäh-
len, wo die Unterstützung der 
türkischsprachigen Minderheit 
massiv war), schnitt die Partei 
in anderen Gegenden diesmal 

besser ab (zum Beispiel in vielen 
ehemaligen PASOK-Hochburgen 
wie Kreta und dem nördlichen 
Peloponnes).
 
Syriza war also auf dem Vor-
marsch in ländlichen und in halb-
städtischen Gegenden sowie in 
kleinen Provinzstädten. Syrizas 
Einfluss im Land ist jetzt gleich-
mäßiger, weil sie den Anschein 
einer legitimen „Regierungspar-
tei“ hat; aber es fehlte die Dyna-
mik, um die notwendigen Sitze 

in Athen und Thessaloniki zu 
sichern. Dies muss im Zusam-
menhang mit dem (begrenzten) 
Aufstieg der Kommunistischen 
Partei (KKE) um 1 Prozent ver-
glichen zu 2012 gesehen wer-
den, sowie mit dem Aufstieg der 
Wahlbündnisses der radikalen 
Linken Antarsya von 0,33 auf 
0,64 Prozent. Deren Zuwachs 
lag mehrheitlich in den großen 
urbanen Zentren. Syriza muss-
te also kleine Verluste von links 
hinnehmen und war vor allem 

unfähig, wichtige Reserven von 
Wahlverdrossenen zu mobilisie-
ren; mit lediglich 64 Prozent war 
die Wahlbeteiligung dieses Mal 
ziemlich schwach.

Die Hoffnung auf 
Syriza ist riesig

Die neue Regierung wird mit 
großen Hindernissen konfron-
tiert sein. Die Staatskassen sind 
leer, und die Staatseinnahmen 
brechen rasanter zusammen als 
erwartet. Es wird sehr schnell 
deutlich werden, dass der im 
Wahlprogramm von Syriza vor-
gesehene Finanzierungsplan 
auf überoptimistischen (oder 
einfach falschen) Prognosen ba-
siert war. Das Ziel war es, den 
Eindruck zu vermitteln, das Pro-
gramm könne zur Hälfte durch 
die Umleitung europäischer 
Kredite realisiert werden, und 
zur Hälfte durch eine effekti-
vere Steuereintreibung, ohne 
eine Steuerreform und ohne die 
Notwendigkeit eines höheren 
Haushaltsdefizits. Die strategi-

Chancen und Risiken für die 
Syriza-Regierung

Nach dem Wahlsieg in Griechenland:

sche Orientierung der Regierung 
gegenüber der EU ist ebenfalls 
eher unklar.
Abschließend sind Panos Kam-
menos und seine Partei der „Un-
abhängigen Griechen“ (ANEL) 
als Koalitionspartner verglichen 
zu „To Potami“ („Der Fluss“, des-
sen erklärtes Ziel es war, Syriza 
einen Sparpaketkurs aufzuzwin-
gen) das „kleinere Übel“, sie 
sind nichtsdestotrotz ein Übel. 
Außerdem ist es eine Partei der 
Rechten, deren besonderes An-
liegen es ist, den „harten Kern“ 
des Staatsapparats zu schützen. 
Es wäre nicht überraschend, 
wenn ANEL das Justiz- oder Ver-
teidigungsministerium fordert.
Syriza bewegt sich auf einem 
schmalen Grat. Die Hoffnungen, 
die auf Syriza gelegt werden, 
sind sehr groß und sehr konkret. 
Aber die Stunde der Wahrheit 
kommt noch auf uns zu.

Stathis Kouvelakis ist Vor-
standsmitglied von Syriza. 
Aus dem Englischen über-
setzt von Leandros Fischer, 
gekürzte Fassung.

Von Stathis Kouvelakis

Tsipras will 
Wahlverspre-
chen halten 
– westliche 
Politiker wun-
dern sich.

Yilmaz Gültekin 
ist Vorsitzender 
des Deutsch-Kur-
dischen Solidari-
tätsvereins e.V. 
und Mitglied der 
Fraktion DIE LINKE. 
im Rat der Stadt 
Essen. 

Veranstaltungshinweis: 
DIE LINKE veranstaltet am 25. Februar 2015 eine Dis-
kussion zum Thema „Hoffnungsträger Syriza?“ mit Le-
andros Fischer, 19.00 Uhr, Heinz-Renner-Haus, Sever-
instraße 1, Essen-Zentrum.

Demo am 6.2.2015 anlässlichlich der Befreiung Kobanês



Seite 10Region

Von Heike Kretschmer und 
Wolfgang Freye

Aktuell gibt es gute Bewertun-
gen für das touristische Rad-
wegenetz im Ruhrgebiet, das 
vom RVR in den letzten Jahren 
erheblich ausgebaut wurde. In 
punkto Alltagstauglichkeit der 
Wege fällt die Bewertung jedoch 
eher negativ aus. Dabei wollen 
viele Menschen das Rad stärker 
für die Fahrt zum Arbeitsplatz 
oder zur Ausbildungsstätte nut-
zen. Der Radschnellweg Ruhr 
soll dies erleichtern und auch 
städteübergreifend eine Que-
rung des Ruhrgebietes auf auch 
sicherheitstechnisch hohem 
Standard ermöglichen. 
Die Machbarkeitsstudie für die 
100 Kilometer lange Trasse des 
Radschnellweges Ruhr (RS1) 
von Duisburg nach Hamm liegt 
seit dem 9. September 2014 
vor. Wenn vor allem die Finan-
zierungsfragen zwischen Bund, 
Land, Regionalverband Ruhr 
(RVR) und Kommunen sowie 
die Detailfragen zu einzelnen 
Streckenführungen durch die 
Innenstädte geklärt werden kön-
nen, bestünde bereits in sechs 
Jahren die Möglichkeit, die Tras-

Machbarkeitsstudie zum Radschnellweg Ruhr liegt vor:

Schnell weg auf dem Radschnellweg

se für den Alltagsverkehr frei zu 
geben. Die Baukosten wer-den 
aktuell auf 183,7 Millionen Euro 
beziffert.
In Essen wird die Trasse eine 
direkte Verbindung von der 
Stadtgrenze Mülheim über Nie-
derfeldsee, Krupp-Gürtel, Uni-
viertel, Innenstadt, Gewerbe-
park Ernestine durch Leithe zur 
Stadtgrenze Bochum schaffen. 
Direkte Verbindungen gibt es 
zur Gruga, zum Hauptbahnhof, 
zum Ruhrtal und zu Zollverein, 
insgesamt 32 Anschlussstellen 
sollen die Erreichbarkeit der 
Trasse sichern. Die Trasse, ge-
plant auf der alten Strecke der 
Rheinischen Bahn, die im Esse-
ner Westen schon zum Radweg 
ausgebaut ist, ermöglicht eine 
Begegnung mit den modernen 
wie den historischen Teilen der 
Stadt Essen. Für diesen Stre-
ckenabschnitt von 12,4 Kilome-
tern werden 
rund 29 Mil-
lionen Euro 
veranschlagt.
Klar benennt die Studie für jeden 
der sechs geplanten Strecken-
abschnitte eventuell bestehen-
de Nutzungskonflikte, macht auf 
gestalterische und bauliche Be-

lange aufmerksam. Schon heute 
be-stehende Konflikte zwischen 
Radfahrern und Fußgängern sol-
len durch 18 neue bzw. erneuer-
te Brücken entschärft werden.
Im Rahmen der Studie wurde 
erstmals der gesamtwirtschaft-

liche Nutzen 
b e r e c h n e t : 
Der Straßen-
verkehr wird 

im Ruhrgebiet täglich um bis zu 
400.000 PKW-Kilometer entlas-
tet. Es könnten 16.000 Tonnen 
CO

2  eingespart werden. Durch 
die gesundheitlichen Effekte 

werden jährlich bis zu 11 Mil-
lionen Euro an Krankheitskosten 
gespart. Damit ist der volkswirt-
schaftliche Nutzen 4,8mal höher 
als die Baukosten, ein sehr gutes 
Verhältnis. Schon allein deshalb 
müsste es heißen: Vorfahrt frei 
für den Radschnellweg – auch 
wenn die Autolobby vor allem in 
CDU und FDP das anders sieht.
Der neue RS 1 könnte die Grund-
lage für die Entstehung weiterer 
Wege darstellen, die stärker als 
bisher die Mobilität von Men-
schen in der Stadt in den Blick 
nehmen, die nicht motorisiert 
sind. Das Fahrrad als Möglich-
keit, schnell und sicher von A 
nach B, vom Wohnort zur Ar-
beitsstätte oder zu Freizeitein-
richtungen zu kommen, könnte 
nicht mehr nur eine Vision sein. 
Nur wenn sich Bedingungen für 
den Radverkehr im Alltag positiv 
ändern, wird es möglich sein, 
den Anteil des Radverkehrs in 
Essen von gerade mal 5 Prozent 
in 2011 auf 11 Prozent in 2020 
zu steigern, ein Ziel aus der Be-
werbung der Stadt zur „Grünen 
Hauptstadt“.

In den nächsten Wochen gilt es 
die Studie in Ruhe zu prüfen, 
und sie umfänglich zu bewer-
ten. Da-bei wird es aus unserer 
Sicht besonders wichtig sein, 
auf die Verbindung des Ausbaus 
von Radwegen und öffentlichem 
Nahverkehr zu achten. Beide 
Verkehrsarten zusammen sind 
schon heute manchmal schnel-
ler als das Auto.

Nach einem Selbstmord-
versuch durch Vergif-
tung werde ich in die 

geschlossene Psychia-
trie der Evangelischen 

Kliniken Gelsenkirchen 
verbracht. Mir wird ge-

raten viel zu trinken, und 
ich bekomme eine Infu-
sion angehängt. Deren 
Gestell wird nun mein 

ständiger Begleiter.

Die Situation könnte nicht de-
primierender sein: kein Mobilte-
lefon, keine Nummern im Kopf, 
kein Freund oder Verwandter 
steht noch im Telefonbuch; über 
jeden Euro, den man abhebt, 
muss man Rechenschaft ab-
legen. Erst mal Kippen holen, 
denke ich, was unter gegebenen 
Umständen eine Stunde dauert.
Sofort nach dem Einkauf muss 
ich mich wieder im Schwestern-
zimmer melden. Der Instinkt 
leitet mich sogleich in den Ta-
gesraum für Raucher. Dort steht 
auch der Siebzig-Kilo-Röhren-
fernseher, der die meiste Zeit 
ausgeschaltet ist. Der Raum ist 
der Mittelpunkt der Gesellschaft 
auf der Geschlossenen, das 
„Wohnzimmer“ der Station. 
Zum Mobiliar gehört auch Wolf-
gang, der auf einer Couchgarni-
tur vor Monaten schon festge-
wachsen zu sein scheint. Seine 
Augen sind trübe, doch erhel-
len sie sich stets, wenn etwas 
Positives geschieht, wenn ihm 
jemand eine Zigarette ausgibt 
oder ein Pfleger Süßigkeiten mit-
bringt. Dann ist die Welt in Ord-
nung, und es schimmert kurz 

die Anmutung einer gesunden 
Persönlichkeit durch. Tina, die 
sehr eng mit ihm in Verbindung 
steht, ist auffällig schweigsam. 
Man findet sie stets neben Wolf-
gang sitzend, frische Zigaretten 
stopfend. 
Der Raucherraum ist so populär, 
dass er nicht nur von Patien-
ten wie Thomas, sondern auch 
regelmäßig von einem Kaiser 
und dem Oberbefehlshaber der 
NATO frequentiert wird: Alle 
stecken in einer Person. Wenn 
alles gut ist, ist Thomas einfach 
Thomas, höflich, Akademiker-
Typ. Doch wenn ihn etwas auf-
bringt in den Medien, wird er 
aggressiv, will seine Streitkräfte 
zusammen ziehen und die politi-
sche Führung über Europa über-
nehmen.
Die erste Visite kündet sich an. 
„Mein Name ist Krieger, wie 
‚Krieg’; der Name ist Programm“, 
begrüßt mich ein Psychiater, der 
äußerlich stark an Disneys Versi-

on von Ichabod Crane erinnert. 
Seine Jury besteht aus Psychi-
atern, Verhaltenstherapeuten, 
Sozialarbeitern und einer Ver-
tretung aus dem Pflegeteam. 
Fast ein Dutzend Augen mustern 
mich, als ich versuche, meinen 
Suizidversuch zu schildern. „Mit 
dem stimmt was nicht“, meint 
Krieger. Mein Bericht war wohl 
zu heiter und beredsam für so 
einen. Ich soll eine Kernspin-Un-
tersuchung machen und Sero-
tonin-Wiederaufnahmehemmer, 
Psychopharmaka, schlucken.
Da ansonsten nichts Positives 
mehr vom Tag zu erwarten ist, 
zieht es mich zurück in den Rau-
cherraum. Schnorren ist dort ein 
Problem, vor allem für Patienten 
mit wenig Einkommen. Alle paar 
Minuten heißt es: „Kann ich mir 
mal eine drehen?“ Einmal eska-
liert dies: Michaela, eine mas-
siv psychisch Beeinträchtigte, 
nimmt sich, ohne zu fragen, die 
Zigarettendose von Tina. Da ver-

keilen sich die beiden sofort in 
einem Handgemenge. „Ich hau 
dich um“, schreit Michaela. Ein 
Pfleger betritt den Raucherraum 
und befördert Michaela nach 
draußen. Nach einer Weile mel-
det er sich zurück: „Es ist jetzt 
alles geklärt.“ Tina meint: „Die 
wurde bestimmt fixiert.“
Nach drei Tagen ohne Kontakt 
zur Familie meldet sich endlich 
meine älteste Schwester über 
Telefon im Schwesternzimmer. 
„Ich bleibe so lange hier, wie die 
Ärzte es für richtig halten“, ver-
sichere ich. Meine Schwester ist 
den Tränen nahe. Spät abends 
besuchen mich meine Mutter 
und meine andere Schwester 
und bringen mir meine eigene 
Kleidung, hatte ich doch bisher 
Fundsachen tragen müssen, und 
einen Vorrat Tabak. „Ich bin hier 
nun ein wohlhabender Mann“, 
scherze ich. Tabak und Zigaret-
ten kann man mit den anderen 
Patienten auf der Geschlosse-
nen gegen andere Waren und 
Dienstleistungen eintauschen. 
Es ist genau wie draußen, 
scheint mir.
Es ist die letzte Freitagsvisite, 
diesmal ohne Krieger. Sein Stell-
vertreter Dr. Pach meint: „Sie 
kommen noch heute auf eine 
offene Station. Die Geschlosse-
ne ist nur was für Akutpatienten, 
und wir brauchen Platz.“ Der 
Abschied fällt mir schwer; ehe-
malige Patienten dürfen die ge-
schlossene Station nicht einmal 
besuchen. Die offene Station 
D2 ist genau so, wie ich es mir 
ausgemalt habe: alles „norma-
le“ Leute, jeder zieht sein Ding 
durch und lebt für sich. Lange-
weile und Warten sind nun an-
gesagt.

Sechs Tage in der Geschlossenen
Erlebnisse eines Patienten, aufgezeichnet von Norbert Bachmann

Auch nach dem Bürgerent-
scheid in Gladbeck, in dem 
die Bevölkerung mehrheit-
lich die A 52 abgelehnt 
hat, wird weiter 
geplant. Die Lan-
desregierung will 
jetzt offenbar den 
Ausbau der B 224 
zwischen Essen 
und Gladbeck zu 
einer Art Rumpf-
Autobahn, um 
die A 52 doch noch über 
Umwege durchzusetzen. 
In einer gemeinsamen Er-
klärung wandten sich die 
Kreisverbände DIE LINKE. 
Essen, Bottrop, Gladbeck 
und Gelsenkirchen sowie 
die Fraktion DIE LINKE. im 
RVR jetzt an die Öffentlich-
keit. In der Erklärung heißt 
es:

 „Die Pläne zum Bau der A 52 in 
Bottrop und Gladbeck, die zur-
zeit im Planfeststellungsverfah-
ren sind, werden die Verkehrs-
staus in all unseren Städten nur 
vergrößern. Hinzu kommt der 
gigantische Flächenfraß durch 
den Bau des kreuzungsfreien 
Spaghetti-Knotens, gegen den 
das Kreuz Kaiserberg geradezu 
bescheiden wirkt.
Es ist offensichtlich, dass der 
Bau der A 52 … nicht nur weiter 
steigende Umweltbelastungen 
mit sich bringen und dem über-
regionalen Verkehr nur unzurei-
chende Vorteile einbringen wür-
de, sondern darüber hinaus die 
ohnehin schon schmale Stelle 
des regionalen Grünzugs kom-
plett entwerten und neue Bar-
rieren in die Landschaft setzen 
würde. (…) DIE LINKE in der Re-

gion lehnt daher den geplanten 
Teilausbau der A 52 ab. (…)
Für DIE LINKE stehen die Men-
schen, die in der Region leben, 

im Vordergrund 
aller Betrachtun-
gen. Daher muss 
durch jede künf-
tige Veränderung 
an der B 224 min-
destens sicherge-
stellt werden:
•Die Luft- und 

Lärmbelastung an der Trasse der 
B 224 muss gesenkt werden.
•	Die B 224 muss durch Verbes-
serungen und Weiterentwicklun-
gen bei ÖPNV und Radverkehr 
vom Pendlerverkehr entlastet 
werden.
•	Der zunehmende Güterver-
kehr muss auf dafür geeigneten 
Straßen oder Schienenwegen 
abgewickelt werden.
•	Alle angrenzenden Stadtteile 
und die Freiräume müssen gegen 
Verlärmung geschützt werden. 
Lärmschutz darf nicht länger 
vom Autobahnausbau abhängig 
gemacht werden. 
•	Die zentralen Anschlüsse in 
den Städten an die B 224 müs-
sen erhalten bleiben, damit Ver-
kehrsverlagerungen in Wohnge-
biete vermieden werden.
•	Alle innerstädtischen Bereiche 
der B 224 müssen zu einer Stadt-
straße mit Geh- und Radwegen 
sowie Grünstreifen aufgewertet 
werden. Die guten Anbindungen 
an die übergeordneten Straßen-
netze sollen gewahrt bleiben.
•	Entlang der Bundesstraße sind 
die wegen der Autobahnplanung 
seit vielen Jahren unterbliebe-
nen Investitionen in die Stadt-
entwicklung endlich zu ermögli-
chen.“

Emscher Landschaftspark

Haben Essener Projekte 
noch eine Chance?

Von Heike Kretschmer
In Zusammenarbeit mit dem Land NRW, der Emscher-
genossenschaft, zwei Kreisen und zwanzig Städten im 
Ruhrgebiet, zu denen auch Essen gehört, hat der Regio-
nalverband Ruhr (RVR) seot 2007 die Trägerschaft über 
den  Emscher Landschaftspark inne. Auf der Grundlage 
des Masterplans „Emscher Landschaftspark 2010“ er-
folgt die Förderung einzelner Projekte im Rahmen des 
Ökologieprogramms Emscher Lippe (ÖPEL) des Landes 
NRW. Dass das 2015 auslaufende Ökologieprogramm 
auch für und in Essen eine Erfolgsgeschichte war und 
ist, bestreitet niemand.

Zur Fortführung der Umgestaltung des Emscher Landschaftspar-
kes hat die Verbandsversammlung des RVR bereits im April 2014 
das Programm „Emscher Landschaftspark 2020+“ beschlossen. 
Allein elf der 250 anvisierten Projekte könnten in Essen um-
gesetzt werden. Dazu gehören die weitere Umgestaltung des 
Krupp-Parks Süd, die Gestaltung des Grünzuges Zangenstraße 
bis Helenendamm in Altenessen oder die Umsetzung des Ufer-
konzeptes am Rhein-Herne-Kanal im Bereich des Stadthafens. 
Alle Projekte im Essener Stadtgebiet verfolgen das Ziel einer 
integrierten Stadtentwicklung, der Erhöhung der Lebensqualität, 
der Vernetzung der bestehenden Freiräume.
Doch wie sollen diese Konzepte im Interesse des Klimaschutzes, 
der ökologischen Aufwertung der Region ohne eine auskömmli-
che Finanzierung, die durch das ÖPEL-Förderprogramm gewähr-
leistet war, umgesetzt werden? Im Sommer 2013 lobte der zu-
ständige Minister Remmel bei einer Stippvisite noch vollmundig 
das Erreichte und sagte eine Fortführung des Ökologieförderpro-
gramms zu. Seither herrschte Stille seitens des Ministeriums. 
Jeder Versuch des Verbandes, zu konkreten Vereinbarungen zu 
kommen, lief bis jetzt ins Leere.
Deshalb beauftragte die Verbandsversammlung die Verbands-
leitung, Sondierungsgespräche mit dem zuständigen Umwelt-
ministerium und der Staatskanzlei zu führen. Bleibt zu hoffen, 
dass Minister Remmel endlich mit dem Verband und der Politik 
über die Pflege und Weiterentwicklung des größten europäischen 
Regionalparks zwischen Dortmund und Duisburg ins Gespräch 
kommt, vereinigt sich doch in dem Handlungsprogramm all das, 
wofür das Ministerium eigentlich stehen will. Über die Antwort 
informieren wir in der nächsten Ausgabe.
Heike Kretschmer ist Geschäftsführerin der Fraktion DIE LINKE. im RVR

ÖPNV und Radverkehr stärken:

Kein Ausbau der 
B 224 zur A 52

„Den sta-
tionären 
Aufenthalt 
angenehm 
gestalten“ 
(Eigenwer-
bung der Ev. 
Kliniken)

Radwege all-
tagstauglich 
machen ist 
das Ziel des 
RVR
Foto: ©Gabi 
Schoenemann/
pixelio.de

Neue 
Alltagstauglichkeit

Mit dem Radschnellweg Ruhr soll erstmals eine Strecke 
für den Radverkehr entwickelt werden, die vor allem 
dem Kriterium „Alltagstauglichkeit“ Rechnung trägt. So 
wurde bereits im Vorfeld untersucht, welche Orte beson-
ders eingebunden sein sollten, welche Anbindung an den 
ÖPNV vorliegt, wie man von den Wohnquartieren die Wirt-
schaftsstandorte, Universitäten, kulturelle Einrichtun-
gen und Freizeitangebote gut erreichen kann.
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Von Corinna Ernst
Im Interesse der Anwohnerinnen und An-
wohner des Oktoberfestes ist es begrü-
ßenswert, dass die Entscheidung des Gel-
senkirchener Verwaltungsgerichtes eine 
Chance für besseren Lärmschutz bietet. 
Das Gericht hatte die Genehmigung für 
das Rüttenscheider Oktoberfest 2014 auf-
grund fehlender Lärmschutzauflagen als 
rechtswidrig eingestuft und damit einem 
Antrag von Nachbarinnen und Nachbarn 
des Messeparkplatzes stattgegeben.
Die Verwaltung ist nun gefordert, eine Lösung zu 
finden, die das Interesse an einer lebendigen Stadt 
und die Lebensqualität und Gesundheit des Wohn-
umfeldes unter einen Hut bringt. Es ist erstaunlich 
und bedauerlich, dass erst ein Gericht die Verwal-
tung daran erinnern muss, die gesetzliche Laut-
stärkebegrenzungen zum Schutz der Gesundheit 
von Anwohnerinnen und Anwohnern einzuhalten. 

Aber wie konnte es überhaupt dazu kommen? Um 
das aufzuklären hat DIE LINKE für den nächsten 
Ordnungsausschuss einen Dringlichkeitsantrag 
gestellt. Darin wird die Verwaltung gebeten, über 
die Auswirkungen des Urteils und ihre Beurteilung 
der Niederlage vor dem Verwaltungsgericht zu be-
richten. Außerdem will DIE LINKE wissen, warum 
für das Festzelt keine Baugenehmigung vorgele-
gen hat, und welche Voraussetzungen erfüllt wer-
den müssen, damit das Oktoberfest weiter statt-
finden kann. 
Und ganz wichtig: Wie kann der Lärmschutz  so 
verbessert werden, dass die Anwohnerinnen und 
Anwohner möglichst wenig in Mitleidenschaft ge-
zogen werden? Welche Maßnahmen zur Verbes-
serung der verkehrlichen Situation rund um das 
Oktoberfest können eingeführt werden?
Corinna Ernst ist Bezirksvertreterin für DIE LINKE. 
in der BV 2

Rüttenscheid:

Oktoberfest muss Zelte 
abbrechen!

LINKE stellt Dringlichkeitsantrag

Von Jutta Potreck

In Essen-Katernberg gibt es einen 
von Fußgängern gern und oft fre-
quentierten Marktplatz, an des-
sen beiden Enden öffentliche Ver-
kehrsmittel halten. Die Taktung 
der Straßenbahn ist eigentlich so 
gelegt, dass sich die aus 
Gelsenkirchen kommenden 
Fahrzeuge nicht mit den aus 
Essen kommenden Wagen 
am Markt, sondern etwas 
weiter südlich an der Hal-
testelle „Zollverein Nord“ 
treffen. 

Weil dies aber nicht nur die Kun-
den der EVAG wissen, sondern 
auch die Autofahrer, wird an der 
engen zweispurigen Stelle in 
Höhe eines Bäckers und einer 
Drogerie das Anhalten der Bahn 
zu tollkühnen Überholmanövern 
genutzt.  Wenn man hier brav 
hinter der Bahn wartet, ist ein Überholen 
erst wieder einen Kilometer weiter mög-
lich – die Bahn biegt dort in einen eige-
nen Gleiskörper ab.
So drängelten die Autos in der Ver-
gangenheit auch zu Zeiten, wenn die 
Schulkinder fahren, und es gab  viele Be-
schwerden bei der EVAG, bei der ansäs-
sigen Polizeistation, dem Bürgerzentrum 
„Kontakt“ und der Bezirksvertretung. 
Senioren beschwerten sich, weil sie fast 
angefahren wurden, es passierten täglich 
Beinaheunfälle. Die Forderung aus der 
Bürgerschaft lautete, eine zweite Fuß-
gängerampel zu installieren, die einen 
Kontakt zur Schiene hat und automatisch 
schaltet, sobald sich eine Bahn nähert.
Aller Protest hat erstmal nix genutzt 
– leider mussten erst mehrere Kinder 
einen Unfall mit Verletzungen erleiden, 
ehe eine Reaktion erfolgte. Dabei stell-
te sich bei einem Ortstermin heraus: Es 
gibt eine simple Lösung. Die bereits be-
stehende Kontaktampel bekommt eine 
„Schwester“, mit der sie gekoppelt wird. 
Kommt jetzt ein Fahrzeug aus Fahrtrich-
tung Gelsenkirchen und fährt über den 
Kontakt der ersten (älteren) Fußgänger-
ampel, wird die neu installierte Ampel vor 
der Bahn sofort mit aktiviert und springt 
für die Autos auf Rot. Sie bleibt rot, bis 
die Bahn in Richtung Essen weiterfährt. 

Kommt die Bahn aus Fahrtrichtung 
Essen-Stadtmitte und fährt in Richtung 
Gelsenkirchen, springt die neue Ampel 
auf Rot, sobald die Bahn den Kontakt er-
reicht, und die ältere Ampel wird für die 
Bahn selbst und die Autos aus dem Ge-
genverkehr auch rot. Den Führerschein 
für das Überfahren einer roten Ampel 

mag bisher kein Auto-
fahrer riskieren, und 
alle bleiben dahinter. 

Es gibt auf derselben 
Straße – und an der 
gleichen Straßen-
bahnlinie – noch eine 
ähnliche Gefahren-
stelle, die mit einer 
Variation dieser Am-
pelschaltung sicher 
auch zu entschärfen 
wäre: die Haltestelle 
„Krankenhaus Stop-
penberg“, an der sich 
nicht nur besagtes 

Krankenhaus, sondern seit einigen Jah-
ren auch eine große Senioreneinrichtung, 
der Ernestinenhof, befindet. Die vorhan-
dene Ampelanlage ist für Fußgänger 
sehr kurz geschaltet. Das Überqueren ist 
schon für junge Leute nur zügig gefahrlos 
möglich, für die Rollatorengeneration ist 
das eine sportliche Angelegenheit. Wer 
aus der Siedlung neben dem Kranken-
haus zum Einkaufen möchte, muss fast 
einen Kilometer Umweg in Kauf nehmen, 
um die Essener Straße in Höhe des Kran-
kenhauses sportlich zu kreuzen, oder 
man wandert über eine stark befahrene 
vierspurige Landstraße – das ist die Es-
sener Straße an dieser Stelle. 

Hier  passieren weniger Unfälle mit Kin-
dern, aber  ähnlich wie in Katernberg 
kommt es auch hier fast täglich zu Bei-
nahunfällen. Wenn man an der Haltestel-
le nicht rechts an der Bahn vorbei fährt, 
geht ein Überholen erst wieder eine Ki-
lometer weiter, wo die Breite der Straße 
dies zulässt. Eine seinerzeit eingebrach-
te Nagelreihe hält heutzutage leider nie-
mand mehr vom darüber Brettern ab. Im 
Gegenteil – den Anwohnern raubt sie 
nachts den Schlaf, wenn sie die Fenster 
öffnen. Dabei wäre die Lösung – siehe 
oben – mit einer anderen Ampelschal-
tung sehr leicht zu machen.

Katernberg:

Ampel-Gefahr 
ausschalten

Katernberger schalten sich ein

Über 50 Bürgerinnen und 
Bürger kamen am 21. Ja-
nuar 2015 zum Bürgerpla-
nungstisch Holsterhausen 
in die Melanchthon-Kirche. 
Sie setzten sich erneut mit 
der Planung des Allbau für 
das ehemalige Berufskol-
leg-Gelände auseinander, 
den „Cranachhöfen“.

Moderator Wehr bemängelte, 
dass eine Bürgerbeteiligung ne-
ben dem formalen Auslegungs-
beschluss durch Rat und BV 3 
nicht stattgefunden habe. Wie 
der Allbau mit Anforderungen 
aus der Bürgerschaft umge-
he, habe sich im Oktober 2014 
deutlich gezeigt, als Allbau-Chef 
Dirk Miklikowski den Vorschlag, 
den grünen Innenbereich der 
„Cranachhöfe“ für die Öffent-
lichkeit nutzbar zu machen, als 
„Wünsch-dir-was“-Forderung 
diskreditierte und nicht aus-
schließen wollte, das Gelände 
per Zaun abzuschließen.
Yücel Karaman vom neu konsti-

tuierten Werbering thematisier-
te die Situation der Geschäfte 
auf der Gemarkenstraße. Vie-
le Geschäftsleute fürchteten 
um ihre Existenz, wenn in den 
„Cranachhöfen“ neue Verkaufs-
flächen von 2.500 m2 entstün-
den. Benno Justfelder, Vorsit-
zender des SPD-Ortsvereins, 
und Dieter Michael, Architekt 
und Städteplaner, kritisierten 
den SPD-Ratsherrn Thomas Rot-
ter (SPD), der im Oktober gesagt 
hatte, die Gemarkenstraße sei 

Holsterhausen:

Bürgerplanungstisch 
erneut gut besucht

Ausgehtipps

Dienstag, 17. Februar, 10 Uhr
Erwerbslosenfrühstück, Heinz-
Renner-Haus, Severinstraße 1, 
Innenstadt

Dienstag, 17. Februar, 18 Uhr
Linksjugend, „Kapitalismus tö-
tet – Festung Europa am Bei-
spiel Ceuta“ mit MdB Niema 
Movassat, Heinz-Renner-Haus, 
Severinstraße 1, Innenstadt

Mittwoch, 18. Februar, 18 Uhr
DIE LINKE, Politischer Ascher-
mittwoch mit der Rockband 
„Zeus“, Dampf-Bierbrauerei, 
Heinrich-Brauns-Straße 15, 
Borbeck, Eintritt frei, Spende 
erbeten

Mittwoch, 18. Februar, 19 Uhr
Essener Friedensforum, „Als 
Menschenrechtsbeobachterin 
in Palästina“ mit Gabriele Wul-
fers von pax christi, VHS, Burg-
platz 1, Innenstadt

Samstag, 21. Februar, 10 Uhr
DIE LINKE, Programmseminar, 
Hauptstraße 181, Wanne, An-
meldung: vorstand@die-linke-
herne.de

Sonntag, 22. Februar, 11 Uhr
DIE LINKE, „100 Jahre Erster 
Weltkrieg – die Antikriegsbe-
wegung im Ruhrgebiet“, LINKES 
Zentrum, Elsässer Straße 19, 
Oberhausen-Zentrum

Montag, 23. Februar, 19 Uhr
Essen stellt sich quer, Monats-
versammlung beim Anti-Rassis-
mus-Telefon, Friedrich-Ebert-
Str. 30, Innenstadt

Mittwch, 25. Februar, 18 Uhr
DIE LINKE, „Syriza – linke 
Hoffnung für Europa?“, Heinz-
Renner-Haus, Severinstraße 1, 
Innenstadt

Donnerstag, 26. Februar, 9 
Uhr
Jugendhilfe Essen, Fachtagung 
„Rassismus ist kein Fangesang - 
Bildungsangebote gegen Rassis-
mus und Rechtsradikalismus“, 
Weststadthalle, T.-Leymann-
Straße 23, Innenstadt, Eintritt 
10 Euro, Anmeldung & Infos: 
anmeldung@jh-essen.de

Dienstag, 3. März, 10 Uhr
Erwerbslosenfrühstück, Heinz-
Renner-Haus, Severinstraße 1, 
Innenstadt

Donnerstag, 5. März, 19 Uhr
Attac, Monatsversammlung, 
VHS, Burgplatz 1, Innenstadt

Freitag, 6. März, 11 Uhr
Pro Asyl, Frauenfrühstück, F.-
Ebert-Straße 30, Innenstadt, 
Voranmeldung: 0201/20539

Sonntag, 8. März, 12 Uhr
DKP, Anti-Kriegs-Revue „Bom-
benstimmung“ zum Internati-
onalen Frauentag, Zeche Carl, 
W.-Nieswandt-Allee 100, Alten-
essen, Eintritt 5 Euro, erm. 3 
Euro

Dienstag, 10. März, 18 Uhr
Linksjugend, Diskussion: „Sinti 
und Roma als Nachbarn uner-
wünscht?“, Heinz-Renner-Haus, 
Severinstraße 1, Innenstadt

Mittwoch, 11. März, 19 Uhr
DIE LINKE, Mitgliederversamm-
lung, Gaststätte „Sternquelle“, 
Schäferstraße 17, Südviertel

Dienstag, 17. März, 10 Uhr
Erwerbslosenfrühstück, Heinz-
Renner-Haus, Severinstraße 1, 
Innenstadt

Mittwoch, 18. März, 19 Uhr
Essener Friedensforum, „Fana-
tische Gotteskrieger oder Söld-
nertruppen?“ mit Werner Ruf, 
VHS, Burgplatz 1, Innenstadt

Montag, 20. März, 19 Uhr
Essen stellt sich quer, Monats-
versammlung beim Anti-Rassis-
mus-Telefon, F.-Ebert-Str. 30, 
Innenstadt

Dienstag, 24. März, 18 Uhr
Linksjugend, „Kriminalisierung 
des Antifaschismus“, Heinz-
Renner-Haus, Severinstraße 1, 
Innenstadt

Dienstag, 31. März, 10 Uhr
Erwerbslosenfrühstück, Heinz-
Renner-Haus, Severinstraße 1, 
Innenstadt

Termine zur Veröffentlichung 
bitte einsenden an: essener-
morgen@dielinke-essen.de

sowieso in einigen Jahren „tot“. 
Michael: „Der Vorsitzende eines 
Stadtplanungsausschusses hat 
die Aufgabe, negativen  Entwick-
lungen entgegenzutreten, und 
nicht lebendige Einkaufsstraßen 
für tot zu erklären.“
Rainer Pflugrad stellte beson-
ders heraus, dass die politischen 
Parteien den Allbau deutlicher 
hätten auffordern müssen, die 
Ergebnisse des Bürgerplanungs-
tisches zu berücksichtigen, 
auch wenn die wirtschaftliche  
Machbarkeit  natürlich eine 
Planungsgrundlage sein müs-
se. Wolfgang Freye, sachkun-
diger Bürger für DIE LINKE im 
Planungsausschuss, erläuterte, 
dass die Stadt nach Abzug der 
Abrisskosten etwa eine Million 
Euro aus dem Grundstücksver-
kauf erhalten wollte; die Qualität 
der Planung sollte dahinter zu-
rückstehen.
Im Sinne dieser Diskussionsbei-
träge will der Bürgerplanungs-
tisch auf die Verantwortlichen 
erneut zugehen.

Jutta Potreck ist Be-
zirksvertreterin für DIE 
LINKE. in der BV 6.

Aus den Stadtteilen

29. Januar: 70. Jahrestag der Befreiung des KZ Auschwitz

Für das Menschenrecht 
auf Leben und Freiheit! 

Wir gedenken heute der Opfer 
der Verbrechen, die der deut-
sche Staat an Millionen Men-
schen begangen hat. Artikel 1 
des deutschen Grundgesetzes 
versucht, eine Lehre aus der 
Geschichte zu ziehen: „Die 
Würde des Menschen ist un-
antastbar. Sie zu achten und 
zu schützen ist Verpflichtung 
aller staatlichen Gewalt.“ 
Wenn also heute der Schutz 
der menschlichen Würde die 
Verpflichtung aller staatlichen 
Gewalt ist, dann muss das 
Recht auf Asyl unantastbar 
sein! Die Philosophin Seyla 
Benhabib fasst es in die fol-
genden Worte: „Wir müssen 
die Welt mit anderen teilen – 
also sollten wir anerkennen, 
dass das Überschreiten von 
Grenzen und die Einreise in an-
dere Staaten keine kriminelle 
Handlung, sondern Ausdruck 
menschlicher Freiheit und der 
Suche nach besseren Lebens-
bedingungen ist.“
Das Verbrechen Auschwitz 
konnte begangen werden, weil 

ein militärisch hochgerüsteter 
Staat andere Länder ange-
griffen und erobert hat. Des-
halb verbietet das deutsche 
Grundgesetz heute alle „Hand-
lungen, die geeignet sind und 
in der Absicht vorgenommen 
werden, das friedliche Zusam-
menleben der Völker zu stö-
ren“. Trotzdem beteiligt sich 
der deutsche Staat an völker-
rechtswidrigen Kriegen, und 
politische Eliten reden wieder 
von mehr Verantwortung in 
der Welt. Dabei besteht die 
einzige Verantwortung darin, 
endlich abzurüsten! Nie wie-
der Krieg!
Auch das Recht auf Asyl wird 
immer wieder beschnitten 
und eingeschränkt. Heute 
werden vor Krieg, Armut und 
Hunger flüchtende Menschen 
mit Gewalt daran gehindert, 
europäischen Boden zu be-
treten. Viele, die es dennoch 
schaffen, werden wieder abge-
schoben. Für nicht wenige be-
deutet dies den sicheren Tod. 
Wir haben die Verantwortung, 

diese Menschen bei uns auf-
zunehmen, denn wir verursa-
chen die Gründe ihrer Flucht: 
Deutschland ist weltweit der 
drittgrößte Exporteur von Rüs-
tungsgütern. 
In der Präambel der Charta 
der Grundrechte der Euro-
päischen Union heißt es: „In 
dem Bewusstsein ihres geis-
tig-religiösen und sittlichen 
Erbes gründet sich die Union 
auf die unteilbaren und uni-
versellen Werte der Würde des 
Menschen, der Freiheit, der 
Gleichheit und der Solidarität. 
Sie beruht auf den Grundsät-
zen der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit.“ Wir dür-
fen nicht zulassen, dass der 
Staat die Menschenrechte 
aushöhlt und damit wirkungs-
los macht. Nie wieder dürfen 
Menschen rechtlos sein!
Auszüge aus der Rede von Pa-
trick Münch (Essener Friedens-
forum) auf der Gedenkveran-
staltung zum 70. Jahrestag der 
Befreiung des KZ Auschwitz am 
29. 1. 2015 auf dem Burgplatz

Foto: ©Thommy Weiss/pixelio.de

Essen-West: DIE LINKE. in 
der Bezirksvertretung 3 
gibt die Termine ihrer neuen 
Bürger*innensprechstunde 
bzw. öffentlichen Fraktions-
sitzungen bekannt:
Donnerstags, 16.00 bis 
18.00 Uhr, sowie ab März je-
weils am zweiten Freitag im 
Monat, 10.00 bis 12.00 Uhr
Fraktionsraum im Bür-
geramt Frohnhausen, Frey-
tagstraße 29, Nähe West-
bahnhof



K	 U	 F	 E	 N

K	 O	 A	 L	 I	 T	 I	 O	 N

L	 O	 H	 N

S	 Y	 R	 I	 Z	 A

R	 A	 S	 E	 N	 P	 L	 A	 T	 Z

A	 S	 C	 H	 E

S	 C	 H	 N	 O	 R	 R	 E	 N

	 P	 E	 G	 I	 D	 A

M	 A	 I	 L	 G	 A	 T	 E

S	 A	 N	 I	 E	 R	 E	 N

	 T	 E	 I	 L	 H	 A	 B	 E

F	a	h	r	s	c	h	e	i	n	e         

Will OB werden und vorher ein paar Bündnisse spalten

Sie wurstelt - äh - regiert, die große 

An diesem sparen Unternehmen gern 

Wahlgewinnerin in Griechenland

Fußballer hoffen darauf oft vergeblich …

… und müssen statt dessen damit klar kommen

Betteln, nicht ganz so aggressiv

„Wirr ist das Volk“ sollte deren Losung heißen

So wird die SPD-Mailaffäre auch schon genannt

Marode Tunnel muss die EVAG bald

Für mehr davon sorgt der Sozialpass

Des Rätsels Lösung:

Stolze 23.790 Euro

schuldete OB Reinhard Paß der SPD 
an Mandats-Abgaben, aufgelaufen seit 
2009. Blamabel nicht nur die Veröffentli-
chung, die als „Dolchstoß“ aus den eige-
nen Reihen gilt, sondern auch die Tatsache 
als solche. Dem Vernehmen nach hat der 
frisch gekürte OB-Kandidat die Hälfte jetzt 
beglichen und stottert den Rest in Raten 
ab. Willkommen im wahren Leben!

Einen Dauerparkplatz

vor der FDP-Zentrale hat Fraktions-
chef Schöneweiß gepachtet. Der Nachteil: 
Da ist Parkverbot. Doch schließlich hat er 
einen Dienstausweis der Polizei, da wird 
schon keiner meckern, stellt er den Wagen 
auf gesperrte Flächen. Nun hat ihn dreister 
Weise jemand angeschwärzt – wie sehr ist 
doch die Staatsgläubigkeit im Volk ge-
schwunden. Was wollen die Meckerer ei-
gentlich? Ein guter Volksvertreter ist doch 
immer im Dienst!

Für ordentlich Zoff 

in seiner Fraktion sorgte FDP-Rats-
herr Schöneweiß, als er die Kürzung des 
Sponsorings durch die Sparkasse zurück-
wies. „Alleinherrschaft“ warf ihm Kollege 
Hellmann vor und sah die Liberalen in die 
Nähe der Linkspartei gerückt, denn Hell-
mann will, so sein Internetportal, „in Frei-
heit mehr erreichen“. Doch was vernünftig 
ist, bleibt es auch, selbst dann, wenn  
DIE LINKE es sagt. Herzlichen Glück-
wunsch, Herr Schöneweiß, für Bürgermut 
gegen neoliberale Politik!

Pro und contra Flüchtlinge

zugleich zeigt sich das EBB in die-
sen Tagen, je nachdem, wen man trifft. 
Während die einen Unterschriften gegen 
Flüchtlingsheime sammeln, stehen andere 
mit dem Bündnis „Essen stellt sich quer“ 
für „Vielfalt in Essen“ auf dem Willy-Brandt-
Platz. Von öffentlichem Streit über den 
weiteren Kurs des EBB ist (noch) nicht die 
Rede.

Und noch mehr Zoff

beschert Schöneweiß seiner „Jetzt 
ohne Pünktchen, dafür mit Magenta“-Frak-
tion. Er will den alten Sozi Lose zur FDP-
Fraktion locken. Bringt ja mächtig Kohle, 
der vierte Sitz im Rat. Doch da reicht nicht 
mal dessen Parteibeitritt. Krawallbruder 
Hellmann schießt wieder quer, ihm fehle 
da der „liberale Nachweis“. Was das ist? 
Na klar: Ein spezieller Parteiausweis über 
die rechte Gesinnung für die, die jeglichem 
sozialen Gedanken abschwören – der „Li-
berarier-Nachweis“.

Gemeinsam demonstrieren

mit „Linksradikalen“ – das wurde 
OB-Kandidat Thomas Kufen zu bunt. 
„Bauchgrimmen“ herrsche in der CDU 
nach der Anti-Hooligan-Demo. Allein: Die 
Kirchen hätten mitgemacht, da habe die 
CDU nicht Nein sagen können. Der Aus-
weg: ein neues „Bündnis der Demokra-
ten“, um nur die Erwünschten zu versam-
meln. 
Konkurrent Paß dagegen sprach auf be-
sagter Demo mit schiefem Blick auf links-
radikale Fahnen, auch diese Menschen 
„gehören zu Essen“, der vielfältigen und 
bunten Stadt, die allen eine weltoffene 
Heimat sein wolle. Dem ist doch nichts 
hinzuzufügen!

Die Kehrseite
ABEND

Frank
Frei&

Abgehakt

VERLOREN

hat Britta Altenkamp mit der OB-Kandidatin. Ihren Posten kann sie 
erstmal behalten. Geht die Wahl verloren, braucht’s ja eine, auf die 

man es schieben kann.

Rechte Hand
Von Peter Maiwald (1946 – 2008)

Ich bin nichts mehr: die rechte Hand.
Der Chef hat meinen Kopf.

Und wenn ich Glück hab zieht er mich
vom Sumpf an seinem Schopf.

Und wenn ich Glück hab schenkt er
mir Lächeln eins zwei drei.

Und wenn ich Glück hab ist ein kleiner Finger 
mit dabei.

Und wenn ich Glück hab komme
Ich ab und an zu Wort.

Und wenn ich Glück hab komm ich mit
dem blauen Auge fort.

Und wenn ich Glück hab wirft er
ein Lid, ein Aug auf mich.

Und wenn ich Glück hab bleibt die linke meiner 
Hand für sich.

Und wenn ich Glück hab wird ich
ein Mensch mit Hand und Fuß

Und wenn ich Glück hab bin ich
was in die Grube muß.

Irgendwas mit Korn… oder so
Geheimes Tagebuch einer Essener Spitzenpolitikerin geleakt

GEWONNEN

hat Reinhard Paß die OB-Kandidatur und dabei seine Kämpfer-
qualitäten neu entdeckt. Klar, es ging um seinen Posten. Die 
Sozis sagten: Das gefällt mir! 
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Aus den rot hinterlegten Buchstaben von oben nach unten ergibt 
sich die Lösung: Auf die kann ein umlagefinanzierter Nahverkehr 
verzichten. Viel Spaß!

Beim letzten Mal erriet Franz Jankowski (Frohnhausen) die Lösung, etwas das 
Flüchtlinge so dringend benötigen: Willkommen. Herzlichen Glückwunsch – 
und bitte um Entschuldigung wegen der langen Leitung bei der Zustellung!

Diesmal verlosen wir ein Exemplar des Buches „Der Islam – Schrecken 
des Abendlands. Wie sich der Westen sein Feindbild konstruiert“ von 
Werner Ruf, Politologe und Friedensforscher.

Lösungen bitte per Post oder E-Mail an: Essener Morgen, DIE LINKE. 
Essen, Heinz-Renner-Haus, Severinstr. 1, 45127 Essen, essener-morgen@
dielinke-essen.de. 
Einsendeschluss ist der 31. März 2015. Einsendungen von Angehörigen der 
Redaktion und mündliche Überlieferungen können nicht entgegen genom-
men werden. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. Viel Spaß! 

19.11.2013
Was für ein Schrecken gestern Abend. 
Sagt der Paß tatsächlich, dass er wieder 
antreten will. Ich konnte gar nicht mehr 
schlafen! Was mach ich bloß?

25.5.2014
Die Wahl ist leidlich überstanden. Jetzt 
wollen die Genossen bestimmt ne große 
Koalition, so leise, wie die auftreten. Und 
der Paß kann weitermachen – grässlich!

18.7.2014
„Paß ist für den Posten nicht geeignet!“ Ich 
hab mich getraut, es zu sagen! Eine muss 
ja die Verantwortung übernehmen. All die 
Waschlappen in der Partei trauen sich ja 
nicht!

13.9.2014
Ha, der erste Sieg in der Schlacht: Jetzt 
bestimme ich als Parteivorsitzende, wo’s 
langgeht! 

12.11.2014
Toller Coup von mir! Habe tatsächlich 
eine Kandidatin ausgegraben, die mit der 
ich den ollen Paß wegkicken kann: Eine 
sehr bekannte Genossin aus … äh … mal 
nachgucken, ja, aus Rheine. Wo liegt das 
nochmal? Notiz: Nachgucken, wo das liegt! 
Hat da jedenfalls einen großartigen Job als 
Bürgermeisterin gemacht.

14.11.2014
Sollte heute den Namen meiner Kandida-
tin bekannt geben. Blöder Fehler: Hatte 
ihn gerade nicht parat. Muss ich mir jetzt 
unbedingt merken. Am besten, ich schrei-

be ihn ein paarmal auf: Angelika Korn … 
nein, falsch! Angelika Kort … Nein, wieder 
falsch. Das kann doch nicht so schwer 
sein: Kordfelder, Kordfelder, Kordfelder! 
Na bitte, geht doch!

1.12.2014
Paß gibt nicht auf! Stellt sich glatt dem Mit-
gliederentscheid, den ich über die Ortsver-
eine durchgesetzt habe. Unglaublich! Naja, 
die Mitglieder habe ich ja Gottseidank im 
Griff!

15.1.2015
Habe heute von Beitragsrückständen von 
Paß erfahren. 

Das könnte man doch mal … Hihihi!

21.1.2015
Durch eine Indiskretion sind die Beitrags-
rückstände von Paß bekannt geworden. 
Knapp 1500 Genossen haben bisher ihr Vo-
tum abgegeben. Also kann man noch über 
2500 Mitglieder erreichen. Und die wer-
den jetzt alle die Korn … Kort … Kordfelder, 
Kordfelder, Kordfelder! wählen, wetten? 

27.1.2015
Ooops! Falsches Ergebnis beim Mitglieder-
entscheid, wie konnte das passieren? Da-
bei hatte ich das Ganze doch so geschickt 
eingefädelt. Und eine super Gegenkandi-

datin, diese Korn … ist ja jetzt auch egal! 
Am besten gebe ich jetzt was Kluges von 
mir, sonst muss ich am Ende noch zurück-
treten. Habe auf den Regionalkonferenzen 
einen „konzilianten und ideenstarken“ 
Reinhard Paß erlebt, der es verstanden 
hat, auf die Genossen zuzugehen. Igitt! 
„Deshalb haben sich meine Worte vom 
Sommer erledigt.“ Würg! Ob die mir das 
abnehmen?

31.1.2015
Ha! Sie haben es gefressen! Gleich noch 
dem Paß den Blumenstrauß überreichen 
und gute Miene machen. Und dann erst-
mal ’nen anständigen Korn …

✔




